
Allschwiler Wahlen: 
SD-Einwohnerratsliste 9 wählen. Sie helfen uns am meisten,
wenn Sie die leeren Linien leer lassen!
In den Gemeinderat: Susanne Studer

Januar-Zeitung:
Leider haben nicht alle die Januar-Zeitung erhalten. Wir konnten den Fehler
nicht eruieren. Man kann die Zeitung im Internet unter www.schweizer-demo-
kraten.ch anschauen oder auf dem Zentralsekretariat nachbestellen. Danke!

Aus SD-Sicht formuliert könnte
man auch sagen: Ausverkauf der
Heimat stoppen! Denn der Initi-
ant, Franz Weber, knüpft dort an,
wo unser Kampf gegen den Aus-
verkauf der Heimat vor 15 Jahren
nicht mehr weitergeführt werden
konnte, da wir – das immerhin ein
grosser SD-Erfolg – verhinderten,
dass das entsprechende Bauein-
schränkungsgesetz ganz abge-
schafft werden konnte. Danach
wurde es eher stiller. Aber die
masslose Bauerei ging leider wei-

ter.
Wer kennt es
nicht. Schönste
Täler werden
und wurden in
den letzten Jahr-
zehnten immer
stärker zuge-
baut. In Zer-
matt, St. Moritz,
Davos, Montana-
Crans, Gstaad,
Lugano, Grin-
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bedeutet das in vielen Regionen
unseres Landes, dass es einen
Baustopp gibt. Bestehende Woh-
nungen müssen aber nicht abge-
rissen werden, wenn es bereits
mehr als 20% Zweitwohnungsan-
teil hat. Diese Wohnungen bleiben
und sie dürfen auch weiter ver-
kauft werden. Dies betrifft im Übri-
gen nicht nur die touristischen
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delwald, in… wo auch immer in
unseren Tourismusregionen, über-
all versuchten einige Einheimische
an das grosse Geld heranzukom-
men. Diese «Gschäftlimacher»
liessen bauen, bauen und noch-
mals bauen. Inzwischen gibt es
 Ferienorte, wo ganze Feriensied-
lungen und Quartiere während
langer Zeit im Jahr jeweils leer ste-
hen. So darf es nicht mehr weiter-
gehen.

Tourismus braucht Landschaft,
aber eine möglichst unversehrte
Landschaft. Die vielen Touristen
bereisen unser Land nicht wegen
irgendwelchen Bauten. Sie wollen
bei uns Landschaft pur geniessen.
Und die Touristiker werben immer
mit schönen Landschaften, nie
aber mit den überbauten Teilen ih-
rer Ferienregionen. Das sagt ei-
gentlich schon alles. Wir müssen
aufhören mit dieser endlosen Be-
tonorgie! Das ist ein ökologischer
Unsinn. Man baut zu grosse Infra-
strukturen aus, die effektiv wenig
gebraucht werden. Dies kommt die
Einheimischen teuer zu stehen.
Denn mit den Häusern, die hinge-
stellt werden, ist es nicht getan. Es
müssen immer neue Strassen her,
Kanalisationen werden gebaut, das
Frischwasser muss fliessen, der
Strom muss fliessen, der teure
Winterdienst muss funktionieren,

der öffentliche Verkehr wird in die-
sen halbleeren Quartieren ausge-
baut, und, und, und… So ver-
schwindet ständig mehr wertvolles
Kulturland unter Beton. Und das
in Bergregionen, wo das Kultur-
land sehr knapp ist.

Möglichst unversehrte und 
unverbaute Landschaften sind das
Kapital unseres Tourismus!

Bauerei erhöht Mieten
Wenn der Zweitwohnungsanteil
auf 20% begrenzt werden muss,

Rudolf Keller,
e. Nationalrat,
SD-Zentral -
präsident,
Frenkendorf

So darf es nicht mehr weitergehen!
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Bergregionen. Auch die Region
Zürichsee oder Genf ist betroffen.
Man bedenke: Die Infrastrukturen
müssen weitgehend von der Allge-
meinheit mit Steuergeldern be-
zahlt werden. Denn die steuerli-
chen Einkünfte aus diesen Zweit-
wohnungen sind sehr klein. Und
die heutigen Standortfaktoren be-
wirken, dass die Bodenpreise im-
mer höher steigen – auch weil das
vorhandene Bauland knapper und
knapper wird. Es gibt aber auch
ausländische Bonzen, die bereit
sind, jeden Preis für eine Zweit-
wohnung oder Villa zu bezahlen.
Und das wiederum hatte in den
letzten Jahren zur Folge, dass die
Mieten für Einheimische in die Hö-
he schnellten.

Einheimische finden in diesen 
Regionen (z.B. auch im Raum
 Zürich) kaum mehr Wohnungen 
zu bezahlbaren Mieten.

Ausländer bauen
Und nicht zuletzt sei die Frage ge-
stellt: Wer baut denn diese Häuser?
Was sind das für Arbeitsplätze? Da
werden Ausländer als Bauarbeiter
angeschleppt. Und man stellt auch
hier fest, was in den letzten Jahren
wegen des unseligen EU-Freizü-
gigkeitsabkommens üblich wurde:
Viele dieser Beschäftigten arbeiten
zu Dumpinglöhnen. Manche von
ihnen nehmen Tag für Tag den Weg
über die Landesgrenze unter die
Räder. Andere wiederum hausen in
schäbigen Baracken, wo sie wie
Sklaven gehalten werden. Haupt-
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sache der Profit für die Baumei-
ster stimmt. Verkürzt könnte man
auch feststellen: Ausländer bauen
für reiche Ausländer!

Das einheimische Gewerbe be-
kommt dabei kaum Aufträge. Die
kommen immer seltener zum Zug.
Ausländer beherrschen den Markt!

SVP will Heimat verbauen
Einmal mehr hat die SVP wieder
ihr grosskapitalistisches, ihr wah-
res Gesicht gezeigt. Sie lehnt die
Volksinitiative ab. Klar, die SVP-
Baumeister und -Firmen wollen
weiter viel Geld verdienen. Das, al-
so die Wirtschaft pur, hat für die
SVP Vorrang. Da haben Begriffe
wie Ausverkauf der Heimat, Schutz
des Kulturlandes, Heimat retten
usw. keinen Platz mehr. So wird
dann die SVP sehr schnell zur
Wirtschaftspartei. Wir erinnern
uns nur zu gut, dass diese Partei

schon vor Jahren gegen unsere
entsprechenden Referenden und
gegen unsere Volksinitiative gegen
den Ausverkauf der Heimat stimm-
te. Die SVP zeigt damit einmal
mehr, dass all die Floskeln, wonach
sie unsere Heimat liebe, für sie nur
leere Worthüllen sind, mit denen
man billigen Wahlkampf macht.
Diese Partei täuscht ihre Wählerin-
nen und Wähler und gehört am 11.
März mit einem kräftigen JA zur
Volksinitiative abgestraft! Und der
SVP sei ins Stammbuch geschrie-
ben: Wer für die unsägliche Wei-
terbauerei von Zweitwohnungen
stimmt, ist auch dafür, dass noch
mehr Ausländer ins Land kom-
men. Seien es die ausländischen
Bauarbeiter oder die Superrei-
chen, welche uns die schönsten
Orte vor der Nase wegkaufen!

Die SVP tritt mit ihrer Politik für
noch mehr Ausländer ein.

Grünliberaler Etikettenschwindel
Was ist doch schon wieder diese
Partei? Grün? Wir fragen uns, wie
eine Partei, die in ihrem Namen
den Begriff «grün» mit sich trägt,
im Komitee gegen diese Initiative
die Leitungsfunktion innehaben
kann. Da diese GLP jetzt also für
die weitere Zubetonierung schön-
ster Bergregionen stimmt, zeigt
sie sich sehr unökologisch. Wie
lange werden das ihre Wähler noch
mitmachen?

Aufruf zum JA stimmen 
Wir stimmen über eine Ergänzung
von Art. 74 unserer Bundesverfas-
sung ab. Das heisst, dass darin nur
die Grundsätze festgelegt sind. Als
politisch denkende Menschen wis-
sen wir, dass in einer zweiten Pha-
se noch die gesetzlichen Grundla-
gen geschaffen werden müssen.
Darin werden diese Verfassungs-
vorgaben weiter ausformuliert. Es
gibt – wie in jedem Gesetz – Aus-
nahmen, Ergänzungen, detaillierte
Beschreibungen und Festlegungen
darüber, wie der Verfassungs-
grundsatz im Detail anzuwenden
ist. Wer unsere Baulobby und Eco-
nomiesuisse kennt, weiss, dass die
alles dafür tun werden, um auf Ge-
setzesebene den Verfassungsartikel
noch etwas aufzuweichen. Nie-
mand braucht deshalb Angst zu ha-
ben, dass diese Volksinitiative nur
schwierig anwendbar wäre.

Legen wir also ohne Bedenken ein
JA zur Volksinitiative 
«Schluss mit dem uferlosen Bau
von Zweitwohnungen» in 
die Urnen. 
Und werben wir noch bei unseren
Bekannten für dieses JA!

Kriminelle Ausländer ausschaffen – rassistisch?

Verschandelung pur muss aufhören!

Steuerstreit mit den USA – wieder ein Kniefall?
Das Ziel der Amerikaner ist nicht
etwa eine Globallösung, wie Bun-
desrätin Widmer-Schlumpf meint.
Eher die Schrumpfung unseres Fi-
nanzplatzes zur Bedeutungslosig-
keit, Bussen in zweistelliger Milli-
ardenhöhe und eine amerikanische
Machtdemonstration werden ange-
strebt. Dieser Kampf wird vom
Ausland aufmerksam beobachtet.
Wenn wir einmal mehr kuschen,
setzen wir uns nicht nur einer Kas-
kade von weiteren Forderungen
aus Amerika aus. Auch die EU wür-

de unverzüglich neue Begehrlich-
keiten anmelden. 
Dabei wäre Widerstand gegen die
USA möglich: Wir verlangen von
der OECD, dass die USA auf die
schwarze Liste der Steuerparadiese
gesetzt wird und zwar mit der Be-
gründung, dass diese Organisation
seinerzeit bekanntlich auch der
Schweiz mit der schwarzen Liste
gedroht hat. Im Interesse der
Gleichbehandlung drängt sich eine
solche Massnahme auch gegen die
USA geradezu auf. Denn auf US-

Banken liegen gemäss einer Schät-
zung des Handelsministeriums in
Washington 3,6 Billionen Dollar an
ausländischem Vermögen, wohl
geschützt durch das strikt gehand-
habte amerikanische Bankgeheim-
nis. Selbstverständlich werden die
USA nie und nimmer auf eine
schwarze Liste gesetzt, weil sie das
dank ihrer Macht zu verhindern
wüssten. Dass die Schweiz die
OECD-Standards übernommen
hat, die USA sich um solche Stan-
dards foutiert, spielt offenbar keine

Rolle. Aber peinlich wäre die Ange-
legenheit allemal, sowohl für die
USA als auch für die OECD.
Täglich werden wir mit neuen Dro-
hungen aus den USA konfrontiert.
So liess man uns wissen, eine Bri-
gade von US-Staatsanwälten er-
mittle gegen unsere Banken. War-
um fordern wir die USA nicht ein-
fach auf, diese Brigade zuerst in ih-
ren eigenen Steueroasen Delaware,
Florida, Nevada und Wyoming ein-
zusetzen? 
Wenn wir uns nicht endlich gegen
ausländische Angriffe zur Wehr
setzen, werden die Belange unseres
Landes bald einmal in Washington,
Berlin, Paris und Brüssel entschie-
den.

Otto Weiersmüller, Uetikon
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Wir wollen keine fremden Richter

bei diesem Typen eine Einsicht
sieht (der Schreibende). Insgesamt
musste also die Schweiz bereits
12’650 Euro bezahlen, nur weil sie
es wagte, diesen ganz offensicht-
lich unverbesserlichen Verbrecher
nicht mit Samthandschuhen anzu-
fassen, sondern ihn für unwürdig
empfand, in der Schweiz zu woh-
nen. Man merke, als Ausländer darf
man sich in der Schweiz offenbar
jedes Verbrechen erlauben und
darf dann nicht einmal mehr aus-
gewiesen werden.
Die übliche Ausrede unserer Me -
dien, dass er halt den «Kultur-
wechsel» nicht geschafft hat, kann
hier auch nicht geltend gemacht
werden, denn er ist bereits seit sei-
nem 6. Altersjahr in der Schweiz
und hat seine ganze Schulzeit in
der Schweiz absolviert, soweit man
hier von «Schulzeit» sprechen
kann, denn mit 14 Jahren, als seine
Verbrecherkarriere begann, war er
ja offiziell noch in der Schule.

Eine weitere Verurteilung der
Schweiz
durch den EGMR hatte folgende
Ursache: Die Genfer Behörden hat-
ten 2006 die Auflösung des Haus-

unbefristete Wegweisung aus der
Schweiz an, was vom Bundesge-
richt 2004 bestätigt wurde. 2008
kam das EGMR auf eine erste Be-
schwerde dieses jugendlichen Ver-
brechers zum Schluss, dass die
Schweiz damit sein Recht auf Ach-
tung des Privat- und Familienle-
bens verletzt habe. Die Schweiz
wurde verurteilt, ihm 3000 Euro
Genugtuung und 4650 Euro für
die Auslagen zu zahlen.

Das Bundesgericht folgte «brav»
unseren ausländischen Vögten
und wandelte die lebenslängliche
Landesverweisung in einen 10-jäh-
rigen Landesverweis um, gültig ab
2003. Dieser fremde Schnösel ge-
langte ein weiteres Mal an den
EGMR und dieser gab dem Türken
ein weiteres Mal recht! Die
Schweiz wurde erneut verurteilt
und muss dem Mann weitere 5000
Euro Genugtuung zahlen, weil das
EGMR auch einen 10-jährigen
Landesverweis als unverhältnis-
mässig erachtete. Der EGMR hat
die Delinquenz des Betroffenen als
«Jugendsünden» betrachtet und
dass er «offenbar Einsicht zeige».
Ich möchte wissen, wo der EGMR

Dieser Ausspruch, man könnte in
der heutigen Zeit auch von Grund-
satz sprechen, stammt aus dem
Jahr 1370, ist also beinahe 650 Jah-
re alt.
Seit die Schweiz von unseren an-
tischweizerischen «Möchtegern-
Vögten» in Bern (gemeint sind
Bundesrat und der Grossteil des
Parlaments) in die EU gedrängt
wird, ist offenbar nichts mehr so
wie es einmal war – und es war
meistens gut! Die Schweiz wird –
ich behaupte das schon seit Jahr-
zehnten – von oben genannten An-
tischweizern in die EU gedrängt
(auf «Neudeutsch» gepuscht).
Neuestes unrühmliches Beispiel
ist, dass die Schweiz im Titel er-
wähnten Grundsatz immer mehr
aufgibt und sich zum Spielball aus-
ländischer Justiz macht.

Unsere Justiz wird vom EGMR 
gedemütigt
Der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) in Strass-
 burg hat jetzt bereits zum zweiten
Mal unsere Gerichtsbarkeit desa -
vouiert. Es handelt sich um folgen-
den Vorfall: Ein heute 31-jähriger
Türke, der als 6-Jähriger mit sei-
nen Eltern in die Schweiz gekom-
men ist, hat sich folgende Straf -
taten geleistet (aus der AZ vom
12.10.2011):
Seit 1994, also seinem 14. Alters-
jahr, ist er (wörtliches Zitat der AZ)
«regelmässig mit dem Gesetz in
Konflikt geraten». Innert 8 Jahren,
also bis 2002 folgten (wörtlich die
AZ) «mehrere Verurteilungen we-
gen Körperverletzung, Raub, Ver-
mögens-, Strassenverkehrs- und
anderer Delikte» (Ende Zitat). Man
merke, er stand nicht einfach vor
Gericht, sondern er ist rechtskräf-
tig verurteilt worden! Dafür wurde
er 2002 zu total dreizehneinhalb
Monaten Gefängnis verurteilt.
Nach seiner bedingten Entlassung
im April 2003 ordneten die Neuen-
burger Ausländerbehörden seine

besetzervereins «Rhino» beschlos-
sen. Laut EGMR habe die Schweiz
damit die Vereinigungsfreiheit ver-
letzt und musste sage und schreibe
fast 100’000 Franken (in Worten
hunderttausend) Schaden- und
Auslagenersatz zahlen. Da dieser
Verein Rhino wohl kaum jemand
bekannt sein dürfte (ich kannte
denselben auch nicht) sei nur Fol-
gendes erwähnt: Um die Hausbe-
setzung ging es nicht um irgend-
welche Kleinigkeit, sondern um
die Besetzung von zwei Liegen-
schaften in Genf von 1988 bis 2007
Diese «Herrschaften» konnten also
sage und schreibe zwanzig Jahre (!)
gratis und franko wohnen. Wenn
es sich um 20 bis 30 Leute gehan-
delt hat, kann man sich selber aus-
rechnen, wieviel Geld diese Typen
allein an Mietkosten gespart ha-
ben, natürlich auf Kosten des
Hausbesitzers (ich nehme wenigs -
tens an, dass diese Häuser irgend-
jemandem gehört haben). Ich
muss mich leider immer nur wie-
derholen. Wenn die Schweiz wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs auch
von solchen «Schlappschwänzen»
(man verzeihe mir dieses Wort,
aber anders kann man unsere heu-
tigen Bundesräte wirklich nicht
bezeichnen) regiert worden wäre,
hätte sie diesen Krieg nie und nim-
mer in Freiheit und Unabhängig-
keit überstanden.

Diese Bundesräte sind der Schweiz
unwürdig
Unser Bundesrat muss sich nicht
wundern, wenn die Schweiz nir-
gends in der Welt mehr ernst ge-
nommen wird. Seit Jahrzehnten
machen sich unsere Bundesräte
immer wieder lächerlich mit ihren
unterwürfigen Bücklingen. Ich
kann hier nicht im Detail auf alle
diese Bücklinge eingehen, denn
das gäbe wahrscheinlich ein Buch
von mehreren hundert Seiten.

Dr. Dragan Najman,
Grossrat, Baden

EGMR verhindert Ausschaffungen und missachtet hiesigen Volkswillen.

Das Hindernis zur höchsten Zufriedenheit
Der unmittelbare Zusammenhang
von zufriedenen Menschen und
den zwischenmenschlichen Bezie-
hungen verdient eine etwas nähere
Betrachtung. Es gehört zu unse-
rem grundelementarsten Bedürf-
nis, man kann auch sagen Natur-
trieb, dass wir unsere Nächsten lie-
ben und ihnen Gutes tun können.
So gesehen, zähle ich mich auch
zu den Zufriedenen, denn ich bin
überglücklich verheiratet und ha-
be zwei wunderbare Töchterchen.

Doch die höchste Zufriedenheit
habe ich noch nicht erlangt, da ich
erst dann richtig zufrieden sein
kann, wenn es dem Hintersten und
Letzten auf dieser Welt auch gut
geht. Was kann ich als Einzelner
mit meiner Familie dazu beitra-
gen, um dieses hohe Ziel zu errei-
chen? Zuerst habe ich mich ge-
fragt, warum denn diese Welt so im
Argen liegt? Da bin ich auf eine in-
ternationale Verschwörerbande ge-
stossen, welche sich zum Ziel ge-

setzt hat, die Welt zu beherrschen
und die gesamte Menschheit zu
versklaven. Sie sind es, die bis jetzt
verhindert haben, dass jeder
Mensch genug zu essen, Kleidung
und ein Dach über dem Kopf hat.
Sie haben sich sogar dazu ver-
schworen, die gesamte Weltbevöl-
kerung auf eine halbe Milliarde zu
reduzieren, damit sie ihre Kontrol-
le besser ausüben können.
Sie haben Mühe dies zu glauben?
Dann lesen Sie doch die «Protokol-

le der Weisen von Zion» oder das
Buch «Das Komitee der 300 – Die
Hierarchie der Verschwörer» von
Dr. John Coleman.
Seit ich dies erfahren habe, sehe
ich es als meine Aufgabe an, meine
Mitmenschen über diese men-
schenverachtenden Pläne zu infor-
mieren und selber mit meiner
 Familie als gutes Beispiel voranzu-
gehen.

Martin Bracher, Büsserach
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Mit Freude hat der Zentralvorstand
von der tollen 9-köpfigen Einwoh-
nerratsliste und der Gemeinderats-
kandidatur (Exekutive) in All-
schwil (Baselland) Kenntnis ge-
nommen. Es wird erwartet, dass
die SD bei diesen Wahlen Sitze
hinzugewinnt. Zudem wurde auch
wohlwollend zur Kenntnis genom-
men, dass die SD Luzern in Horw
und Emmen bei den Gemeinde-
wahlen antritt. Ziel ist es, auch
dort in den Gemeindegremien
Fuss zu fassen. Zudem durfte der
Zentralvorstand erfahren, dass die
SD der Stadt Bern im Herbst mit
einer eigenen Liste an den Stadt-
ratswahlen teilnehmen will. Dies
und die Tatsache, dass der Zürcher
Kantonalvorstand mit neuen ar-
beitswilligen Leuten organisiert
wird, liess eine Art Aufbruchstim-
mung im Zentralvorstand aufkom-
men. Allgemein war der Eindruck
in den Reihen des Zentralvorstan-
des, dass unsere Partei wieder et-
was mehr an Fahrt gewinnt. Denn
zunehmend gelingt es uns, wieder
neue Leute für unsere Arbeit zu be-
geistern.

Parolen der Schweizer 
Demokraten (SD)
Der Zentralvorstand der Schwei-
zer Demokraten hat folgende
 Parolen für die eidgenössischen
Abstimmungen vom11.März 2012
beschlossen:

JA zur Volksinitiative 
«Schluss mit dem uferlosen Bau von
Zweitwohnungen»

Diese Parole wurde einstimmig be-
schlossen. Die Ini tiative wendet
sich dagegen, dass schönste Berg-
gebiete weiter verschandelt wer-
den. Sie ist im Grunde genommen
auch Ausdruck unseres langjähri-
gen SD-Kampfes gegen den Aus-
verkauf der Heimat. Es geht dar-
um, dass schönste Teile unseres
Landes nicht weiter verbetoniert
werden können. Von dieser Initia-
tive profitiert auch unsere Touris-
musbranche, die auf schöne und
möglichst intakte Berggebiete an-
gewiesen ist. Zudem verschwindet
mit der uferlosen Bauerei auch zu
viel Kulturland. Immer mehr wer-
den Ortsbilder durch riesige
Wohnbauten verschandelt. Nega -
tive Folgen dieser übermässigen
Bauerei sind auch die steigenden
Mietpreise für Einheimische. Die-
sen Entwicklungen gilt es, Einhalt
zu gebieten.

Aufbruchstimmung im SD-Zentralvorstand

dass die Initiative wirtschaftlich
verkraftbar ist. Sie wird denn auch
etappenweise über viele Jahre hin-
weg eingeführt, was machbar ist.
Der Druck, aber auch die Produkti-
vität an den Arbeitsplätzen nimmt
immer stärker zu. Das heisst auch,
dass «die da oben» Gewinne ab-
schöpfen – aber nicht die vielen
 arbeitenden Menschen! Besser als
immer mehr teure Burnouts zu
haben, ist daher die Möglichkeit,
den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern etwas mehr Ferien zu ge-
ben.

Ja zum «Bundesbeschluss über die
Regelung der Geldspiele zugunsten
gemeinnütziger Zwecke»

Diese Parole erfolgte einstimmig
und diskussionslos.

Eine Blechwüste von Genf bis Rorschach! Wollen wir das?

Nein zur «Bauspar-Initiative»

Die ablehnende Haltung obsiegte
einstimmig bei zwei Enthaltun-
gen. Hauptkritikpunkte sind: Es
werden realistisch gesehen nur
Leute mit Einkommen von mehr
als 100’000 Franken steuerlich be-
günstigt. Für die überwiegende
Zahl von Mieterinnen und Mietern
wird demgegenüber nichts getan.
Und auch bei dieser Vorlage gilt es
festzuhalten, dass man die weitere
Zubetonierung unseres Landes
nicht noch fördern sollte.

Ja zur Volksinitiative 
«6 Wochen Ferien für alle»
Mit nur drei Gegenstimmen und 
einer Enthaltung wurde diese Pa-
role grossmehrheitlich beschlos-
sen. Die Mehrheit ist der Meinung,

Ja zum «Bundesgesetz über die
Buchpreisbindung»

Bei dieser Vorlage, die grossmehr-
heitlich angenommen wurde, geht
es vor allem um die Förderung und
Erhaltung der kulturellen Vielfalt
in unserem Lande. So wird es auch
im SD-Parteiprogramm umschrie-
ben. Ohne dieses Gesetz dominie-
ren immer mehr internationale
Buchverlage und Autoren den
Markt und verdrängen viele Ein-
heimische! Das Gesetz stützt alle
Buchautorinnen und Buchauto-
ren, welche viel Arbeit in ihre Wer-
ke investieren. Es braucht diese ge-
setzlichen Rahmenvorgaben auch,
um die mittleren und kleineren
Buchhandlungen vor dem Unter-
gang zu schützen. Je mehr Buch-
handlungen es gibt, umso vielfälti-
ger ist das Buchangebot.

SD-Zentralvorstand
(Februar 2012)

Sammeln Sie Unter-
schriften für unsere SD-
Volks initiative «Für eine
Stabilisierung der Ge-
samtbevölkerung».
Bestellen Sie  Bogen auf
unserem Zentralsekreta-
riat und füllen Sie den
Bogen auf der letzten
Seite unserer Zeitung
aus.

Mehr Stress – weniger Personal – keine zusätzlichen Ferien!

Es ist patriotische Pflicht von uns allen, unsere SD-Volksinitiative
«Für eine Stabilisierung der Gesamtbevölkerung» aktiv zu unterstützen !
Retten wir unser Land mit der SD-Volksinitiative vor dem Untergang. 
Was haben Sie bisher für diese wichtige Initiative getan? Haben Sie nicht auch
Freunde, Verwandte und Bekannte, die unterschreiben würden?
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Ausländer als Experten

Regst Du Dich über die vielen Ausländer im Land auf? – Dann musst Du etwas dagegen tun!
SD-Volksinitiative für eine Stabilisierung der Gesamtbevölkerung – Ausländerabbau.

Jetzt Unterschriften sammeln !

Bald in allen Firmen nehmen sie
überhand – die Ausländer. Und sie
drängen sich immer mehr in Füh-
rungspositionen. Ganz besonders
die Deutschen. Nun haben sogar
die Personalverbände festgestellt,
dass bei Stellenbesetzungen und
Beförderungen vermehrt Auslän-
der anstelle von Einheimischen ge-
nommen und bevorzugt werden.
Es ist so, dass in den Personalbüros
immer mehr Ausländer sitzen. Und
die bevorzugen ihresgleichen.
Wir Schweizerinnen und Schwei-
zer werden im eigenen Lande ver-
drängt!
Wundert uns das? Natürlich nicht,
denn man hat ja mehrheitlich für
die Personenfreizügigkeit mit der
EU gestimmt. Und auch die Perso-
nalverbände und Gewerkschaften,
die sich nun immer mehr bekla-
gen, befürworteten die Bilateralen.

Jetzt werden wir von unserer eige-
nen Gier nach immer mehr Wachs-
tum sprichwörtlich aufgefressen.
Leid tun können uns die einheimi-
schen Jungen. Sie werden es noch
schwieriger haben als unsere ältere
Generation. Wir hoffen, dass die
junge Generation aufsteht und
sich diese Diskriminierung nicht
mehr bieten lässt!

SD-Redaktion

Ausländische Personalchefs

gedrängt. Statt dessen wäre es aber
sinnvoll, in Exekutionsverfahren
Schranken gegen die Kostenexplo-
sion einzuziehen. Etwa indem die
Zinsenhöhe beschränkt und die Ta-
rife für Kostenbestimmungen ge-
senkt würden. So bekommt ein
Vertreter einer Rechtsanwalts-
kanzlei dafür, dass er im Schlepp-
tau des Gerichtsvollziehers an Ort
und Stelle erscheint und sich da-
von überzeugt, dass es nichts zu

pfänden gibt, im Falle eines mittle-
ren Bankkredites ohne Weiteres an
die 1000 Euro an Kosten zugespro-
chen. Keine Motivation für den
Schuldner, sich um Zahlung zu be-
mühen…
Da man daran derzeit seitens der
Justiz nichts zu ändern plant, kann
man wenigstens bei den Privatkon-
kursen mit einer steigenden Kon-
junktur rechnen.

B.W. von K.

«Privatkonkurs» –
Ausweg oder Schlupfloch?

Überall hört und sieht man sie. Die
ausländischen Experten. Sie wis-
sen alles und jedes besser als wir
Einheimischen. Sie kommentie-
ren, bewerten und sind immer
mehr tonangebend. Ja es ist sogar
so, dass sie dank ihrer Stellung in
unserem Lande immer mehr be-
stimmen können. Und dies beun-
ruhigt uns sehr. Wo fehlt es denn?
Weshalb sind nur Ausländer gut
genug für unser Land und warum
hat die einheimische Intelligenzia
zunehmend Schwierigkeiten, sich
ins rechte Licht und in Szene zu
setzen? Es läuft doch etwas falsch
in unserem Bildungssystem. Da
sollten unsere Bundesratsparteien
einmal ansetzen – diese FDP-,
CVP-, BDP-, SVP- und SP-Schwaf-

ler! Unser Bildungssystem ist
krank. In andern Ländern schaut
man dafür, dass die Einheimischen
eine gute Bildung erhalten und be-
vorzugt werden.

Haben Sie schon einmal darauf
geachtet, wie es bei der Tages-
schau oder allgemein beim
Schweizer Fernsehen und den
privaten Fernsehsendern zu-
geht, wenn sogenannte «Fach-
leute» etwas kommentieren, er-
klären oder dem Volk «beibrin-
gen» müssen: Es kommen
meist Ausländer zum Zug. Wir
Einheimischen werden immer
mehr diskriminiert und in die
Ecke gestellt.

SD-Redaktion

Seit Einführung des Schuldenre-
gulierungsverfahrens (Privatkon-
kurs) steigt die Zahl der Fälle trotz
vieler Hürden kontinuierlich an.
Inkassofirmen und Banken sind
nicht begeistert.
Dem internationalen Trend fol-
gend und der ständig steigenden
Verschuldung der Privathaushalte
entsprechend wurde vor einigen
Jahren auch in Österreich die Mög-
lichkeit für Privatpersonen eröff-
net, ihre Zahlungsunfähigkeit zu
erklären und im Rahmen eines so-
genannten Schuldenregulierungs-
verfahrens (allgemein als Privat-
konkurs bezeichnet) ihre Zah-
lungsverplichtungen unter Kon-
trolle zu bekommen.
Im Allgemeinen wird aus einer un-
bezahlten Rechnung von 200 Euro
schon innerhalb eines Jahres eine
Zahlungsverpflichtung von 350 bis
500 Euro, weil Inkassospesen so-
wie Klags- und Exekutionskosten
von Gericht bzw. Anwalt anfallen.
Dazu kommt, dass in gerichtlichen
Zahlungsbefehlen (exekutierbare
Exekutionstitel auf Mahnklagen)
und im Gefolge im Exekutionsver-
fahren ausserordentlich hohe Zins-
sätze Anwendung finden. Vor allem
Banken und Versandhäuser ver-
rechnen meistens zwischen 10 und
22 Prozent Zinsen pro Jahr auf das
Kapital. Es geht also oft sehr
schnell, wenn beispielsweise der
Job verloren geht, einige Rechnun-
gen für Handy, Versandhäuser, Ver-
sicherungen nicht bezahlt werden
können, die Bank den Kredit für
Wohnung oder Auto fällig stellt…
Findet der Betroffene eine neue Ar-
beit, flattern der neuen Firma bald
die Gehaltsexekutionen ins Haus.
Wenn sich auch die Höhe der Ab-
züge nach Pfändungen wegen der
niedrigen Einkommen und Sorge-
pflichten meist in Grenzen halten,
so kündigen viele Firmen die ver-
schuldeten Beschäftigten oft post-
wendend wieder und die Verschul-
dungsspirale dreht sich weiter.
(Unpfändbar sind für eine Einzel-
person etwas weniger als 700
Euro.) Auch das Arbeitsamt leistet
seinen Beitrag zur Verschuldung:
Für die Bekanntgabe der Höhe des
Arbeitslosengeldes bzw. der Not-

standshilfe werden pro Fall 25
Euro verrechnet. Ein Notstands-
hilfe bezieher mit 10 Exekutionen
hat also nach dem (erfolglosen)
Versuch sein Einkommen zu pfän-
den umgehend 250 Euro an zu-
sätzlichen Schulden. Und natür-
lich bekommen die Anwälte der
Betreiber für jeden Antrag, den sie
bei Gericht stellen, auch Beträge in
dieser Grössenordnung zugespro-
chen – oder auch weit höhere.
Wenn also für den Schuldner keine
Aussicht mehr besteht, aufgrund
seiner Vermögenssituation und
seines zu erwartenden Einkom-
mens seinen Verpflichtungen
nachzukommen, kann er – und das
ist auch sinnvoll – ein Schuldenre-
gulierungsverfahren beantragen.
Zuvor muss er allerdings nach-
weislich versuchen, sich selber mit
den Gläubigern zu einigen. Zu die-
sem Zweck muss er allen Gläubi-
gern realistische Vergleichsange-
bote machen. Allerdings sind die
meisten Kandidaten für dieses Ver-
fahren damit schon überfordert –
oft fehlt ihnen auch der Überblick
über ihre Schulden. Meist muss
 also eine Schuldnerberatungsstelle
in Anspruch genommen werden,
wo man derzeit schon mit einer
Wartezeit von bis zu sechs Mona-
ten rechnen muss. Scheitern die
Bemühungen um aussergerichtli-
chen Ausgleich (was meistens der
Fall ist), dann kann ein entspre-
chender Antrag beim zuständigen
Bezirksgericht gestellt werden und
das Gericht legt fest, was dem
Schuldner zuzumuten ist. Im All-
gemeinen kommt eine Quote zwi-
schen 10 und 25 Prozent heraus.
Diese muss dann im Verlauf von 
sieben Jahren im Zuge eines Ab-
schöpfungsverfahrens bezahlt wer-
den. Gelingt dies dem Schuldner
nicht, ist der Privatkonkus ge-
scheitert. Schafft er es, so ist er
nach sieben Jahren seine Schulden
los.
Kürzlich haben Vertreter der In-
kassobüros das Ansteigen der Pri-
vatkonkursfälle kritisiert und ge-
meint, viele würden ihre Zahlungs-
unfähigkeit bewusst herbeiführen
oder vortäuschen und haben auf ei-
ne Erhöhung der Zugangshürden

Personenfreizügigkeit – Fluch
oder Segen?!
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Tiefpunkte des politischen Geschehens
zum Jahresbeginn 2012

Valentin 
J. Oehen,
e. Nationalrat,
Köniz

Gleich zu Jahresbeginn erhitzte
die Geschichte um den Direktor
der schweizerischen Nationalbank,
des «schönen, edlen, stets gut ge-
stylten» Philipp Hildebrand die
Gemüter. Obschon die fragwürdi-
gen, rufschädigenden Geschäfte
des gut betuchten, international
vernetzten Vertreters des Finanz-
platzes Schweiz samt seinen Halb-
wahrheiten (Lügen) rasch klar
wurden und zu seinem Rücktritt
führten, schoss sich die ganze poli-
tische und mediale Links-Promi-
nenz auf die «Briefträger» aus den
Reihen der SVP ein. 
Blocher hatte sich so korrekt wie
überhaupt nur möglich verhalten
und die belastenden Dokumente
der damals noch amtierenden
Bundespräsidentin M. Calmy-Rey
im Beisein der Finanzchefin Wid-
mer-Schlumpf zur Kenntnis ge-
bracht. Sicher ist auch, dass Natio-
nalrat Blocher und Kantonsrat Lei
zu Unrecht verketzert werden.
Wer die Fakten öffentlich gemacht
hat, ist beim Schreiben dieses
Kommentars noch nicht geklärt.
Sicher ist nur, dass auch der Bank-
rat eine wenig rühmliche Rolle ge-
spielt hat. 
Der nachträglich mit einem Heili-
genschein geschmückte Hilde-
brand wird als verdienstvoller Bän-
ker verklärt. Vergessen sind die un-
sinnigen Milliardenbeträge, mit
denen er den Dollar und den Euro
stützen wollte und die sich defini-
tiv mit mehreren 10 Milliarden
Verlusten in der Bilanz unseres
Landes niedergeschlagen haben.
Die Buchgewinne im letzten Jahr
dank Höherbewertung der noch
vorhandenen Goldvorräte und der
Devisen der 2. Kategorie (Rubel,
Real, Yen usw.) können über sein
Versagen nicht hinwegtäuschen.
Ohnehin scheint ihm der Dollar
näher zu stehen als die eigene
Währung – sonst hätte er doch
wohl nicht gegen den Schweizer
Franken spekuliert. 
Während die SNB im Dezember
2007 noch 66 Milliarden Franken
Eigenkapital auswies, waren es im
Juli 2011 gerade noch 16 Milliar-

den Franken. Welch hervorragen-
de Leistung des Chefbänkers der
Schweiz!

In der zweiten Monatshälfte im Ja-
nuar verlor das einst so stolze
Frankreich die Bestnote – das Tri-
ple-A – in der Bewertung als star-
ke Wirtschaftsnation. Nach Frank-
reich wurden weitere Länder der
Eurozone abgewertet; einzelne er-
reichten sogar Ramschstatus. Die
«NZZ am Sonntag» vom 29. Januar
2012 schrieb zu dieser Entwick-
lung (Zitat):
Das Land sieht sich in seinen
Grundfesten erschüttert. Frank-
reichs Wirtschaftsmodell stösst an
seine Grenzen. Der Staat, der tra-
ditionell die Hälfte des Bruttoin-
landprodukts abschöpft, zusätzli-
che Kredite aufnimmt und das
Geld als gigantische konsum- und
wachstumsbefeuernde Umvertei-
lungsmaschine wieder unters Volk
bringt, muss sich drastisch ein-
schränken.  
Das Ausmass der Schulden und
der Druck der Märkte lassen keine
andere Wahl. Das Wirtschafts-
wachstum ist unter ein Prozent ge-
rutscht. Die Arbeitslosigkeit wird
in diesem Jahr auf über zehn Pro-
zent steigen. Der Sozialstaat, auf
den die Nation so stolz ist, brök-
kelt. Die Rente mit 60 Jahren ist
abgeschafft, die 35-Stunden-
Woche ausgehöhlt. Weitere Ein-
griffe sind unvermeidlich. 
Damit verliert Frankreich auch
seine hochgespielte Leaderstellung
im Schatten (Verbund) von (mit)
Deutschland in der EU. Was daraus
resultieren wird, kann man nur be-
fürchten. Jedenfalls sind die Rezep-
te Sarkozys wenig geeignet, um
Frankreich vor einer veritablen Re-
zession zu schützen. Über 20 Pro-
zent Mehrwertsteuer und das Aus-
saugen der noch vorhandenen rei-
chen resp. gut verdienenden Kreise
tragen nichts zur Ankurbelung des
Konsums resp. zur Förderung in-
novativer Investitionstätigkeit bei.

Der Euro als Rohrkrepierer – 
zurück zu den Landeswährungen
für stabilere Volkswirtschaften

Ende Monat verlor die traditions-
reiche Bank Wegelin in St. Gallen
ihre reputierte Existenz über einen
Notverkauf wesentlicher Teile der
Bank an die Raiffeisenbank. Der
von den USA herkommende Tsuna-
mi liess ihr das Wasser bis zum
Hals steigen und nur ein Notaus-

Opfer des US-Imperialismus – die
Traditionsbank Wegelin.

Verschiedenste Aktivisten wollen den Globalismus überwinden. Hier die
unkonventionelle Gruppierung «Femen» aus der Ukraine.

stieg konnte sie noch retten. Was
war passiert?
Einmal mehr haben sich unsere
«US-Freunde» in extremer Weise
der Erpressung schuldig gemacht,
wobei weitere Banken im Visier der
macht- und geldgierigen Vertreter
des westlichen Hegemonial stehen.
Wie schon von früheren Fällen be-
kannt (BSI, Marc Rich, Polanski),
klagen politisch ambitionierte
Staatsanwälte und Richter der drit-
ten Garnitur Angestellte einer
Schweizer Bank wegen Samariter-
diensten an geschassten ex-UBS-
Kunden und angeblicher Mithilfe
zur Steuerhinterziehung resp. der
Geldwäscherei an und bringen da-
mit – wegen ihrer Verflechtungen
– gleich die Bank in existenzielle
Schwierigkeiten. Um das Territori-
alprinzip kümmert sich niemand,
wobei die Tätigkeiten in der
Schweiz passiert sind und nach
schweizerischem Recht nicht
strafbar wären. Und einmal mehr
lässt sich unsere Regierung diese
«freundschaftliche» Behandlung
gefallen.
Es ist offensichtlich – der Angriff
auf den Finanzplatz Schweiz ist
jetzt in vollem Gange und unser
Bundesrat gebärdet sich als ver-

ständnisvoller Freund (Doris Leut-
hard) respektive als kniefälliger
Gehilfe (Widmer-Schlumpf) des
imperialistischen Gegners von jen-
seits des «grossen Teiches».
Dahinter steht das verzweifelte Be-
mühen der Amerikaner, überall auf
der Welt – wo noch reale Werte
vorhanden sind – abzukassieren.
Mit wirtschaftlicher, politischer
und militärischer Gewalt versucht
dieses Land noch immer seine im-
perialistische Führungsrolle zu be-
wahren – die es in seinem Schul-
densumpf und moralischen Morast
längst verloren hat. 

Das WEF in Davos geriet einmal
mehr zum grossen Bla-Bla-Bla. Al-
lerdings konnte ja nichts Substan-
zielles herauskommen; zu viele
Länder versuchen nur noch –
schlecht getarnt – ihren eigenen
Pelz trocken zu halten. 

Die hoch verschuldeten Länder
Griechenland (124,9% des BIP),
Italien (116,7%), Belgien
(101,2%), Portugal (84,6%), Irland
(82,9%), Frankreich (82,5%), aber
auch Deutschland mit 76,7% des
Bruttoinlandproduktes sind nur
um den Preis weiterer Verschul-
dung in der Lage zur Rettung via
Rettungsschirm von Madame La -
garde (sie will diesen mit weiteren
Schweizer Beiträgen, versteht sich,
auf 1000 Milliarden aufstocken!)
etwas beizutragen.

Und die Verschuldung aller dieser
Länder wächst täglich weiter. Und
jetzt soll auch noch die Schweiz
erneut mitbezahlen, wobei die fei-
ne Frau Leuthard bereits Verständ-
nis für die Forderung Lagarde’s si-
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Ex-Bundesrätin Calmy-Rey plä-
dierte für eine «aktive Neutralität»,
die zu Stellungnahmen bei Men-
schenrechtsverletzungen ver-
pflichte – wen immer es auch be-
treffen möge. Wenn sie deswegen
vor allem von der SVP kritisiert
wurde, tut man ihr Unrecht. Die
Schweiz als Sitz des IKRK, als De-
positarstaat der Menschenrechts-
konventionen, darf es sich nicht
leisten, das Spiel der legendären
drei Affen (nichts hören, nichts
 sehen, nichts sagen) zu spielen.
Sonst verliert sie ihre Glaubwür-
digkeit und ihre Respektabilität;
und schliesslich auch die Selbst-
achtung.
Was die USA in den letzten 30 Jah-
ren in den aktuellen Krisengebie-
ten getan haben (Balkan, Afghanis -
tan, Irak), was sie an Menschen-
rechtsverletzungen im Nahen
 Orient (tausendfaches Kidnapping
in Palästina, gezielte Tötungen,
Ruinierung der Infrastruktur und

Gibt es eine aktive Neutralität für die Schweiz?
erfolgsversprechende Aktivität der
neutralen Schweiz.
Aus reinem Selbsterhaltungstrieb
kann jedoch weder eine direkte –
noch auch nur verbale – Konfron-
tation der Schweiz mit den USA
oder den GB in Frage kommen.

Was wir jedoch immer wieder tun
müssen, ist für Wahrheit, Recht
und Gerechtigkeit einstehen. Zu-
sätzlich sind unsere politischen
und wirtschaftlichen Beziehungen
möglichst universal auszubauen.
Klumpenrisiken sind tunlichst ab-
zubauen. Von unfairen Wirt-
schaftsbeziehungen sollten wir
grundsätzlich Abstand nehmen –
das ist sowohl den Bankenvertre-
tern wie auch dem Grosshandel in
das Stammbuch zu schreiben. Und
vor allem:
Alle unsere Wirtschaftspartner
sind gleichberechtigt zu behan-
deln!

SD-Redaktion

der gesamten Lebensgrundlagen,
Staatsterror gegen ein ganzes Volk,
Raub von Land und Wasser usw.
usf.) zu verantworten haben, was
sie an Verstössen gegen die Genfer
Konventionen begangen haben:

– Vorbereitung von Angriffskrie-
gen (seit Nürnberg ein todeswür-
diges Verbrechen!)

– Entwicklung und Einsatz von
Massenvernichtungswaffen ato-
marer, chemischer und bakterio-
logischer Natur; Erprobung von
neuen Waffen im Grossversuch
an Menschen (Strahlenwaffen,
gentechnisch wirksame Waffen,
usw.) kaltschnäuzig gemacht ha-
ben, darf – ja muss von der neu-
tralen Schweiz immer wieder an-
gesprochen werden. Nur so kann
sich ein Unrechtsbewusstsein
beim amerikanischen Volk und
seinen Repräsentanten entwik-
keln.

Globalisierer haben nichts begriffen – am 11. März 2012 ein
kräftiges JA zur Buchpreisbindung – zum Schutz der Schweizer Volkswirtschaft

schaftern und Politikern;
– die Hochrüstung von Irans Geg-

nern durch die USA; gerade der-
zeit hat die USA die Lieferung
von Militärgütern an die Golf-
staaten im Werte von 100 Milliar-
den Dollar verkündet.

Sollte der Iran tatsächlich Atom-
waffen entwickeln wollen, müsste
dies unter den gegebenen Umstän-
den als legitim bezeichnet werden.
Jedenfalls macht sich Israel und
die USA vielmehr des in Nürnberg
definierten Verbrechens der Vorbe-
reitung eines Angriffskrieges
schuldig als der Gottesstaat Iran!

Was uns bleibt, ist zu beten, dass
Gott den Mächtigen dieser Welt die
Einsicht schenken möge,
– dass Kriege keinen Weg aus dem

Elend und den Schwierigkeiten
der Völker öffnen können;

– dass das 21. Jahrhundert nicht
zu einer Fortsetzung der Kata-
strophen des 20. Jahrhunderts
verkommen darf;

– dass sich unser Bundesrat, unse-
re Parlamente den Mahnungen
des Landesvaters Bruder Klaus
erinnern und zu unserem eige-
nen Schutze adäquate politische,
wirtschaftliche und militärische
Massnahmen ergreifen müssen.

gnalisiert hat. Und auch die Bun-
despräsidentin Widmer-Schlumpf
scheint nicht geneigt zu sein, die
schweizerischen Interessen wir-
kungsvoll zu verteidigen!
Ausserdem – was soll man von ei-
nem Staatenbund (EU) halten, in
welchem sich fast alle Mitglieds-
staaten über die eigenen Vertrags-
klauseln (Lissabon- und Maast -
richt-Vertrag) hinwegsetzen?

Das Problem der Arbeitslosigkeit
wurde in Davos grosszügig ausge-
klammert. Nun ja, es trifft ja weder
die Spitzenpolitiker noch die boni-
geschwängerten Wirtschaftsführer.
Nach Präsident van Rompuy, von
der EU könne man wenig oder
nichts machen, da das Geld fehle.
Wenn nach Prof. Antoniou Pissari-
des die Arbeitslosigkeit zum Bei-
spiel in Spanien in diesem Jahr auf
25% ansteigen soll (bei 40% Ju-
gendarbeitslosigkeit!), in Frank-
reich und Italien auf immerhin
10%, so wären Lösungsansätze
dringend zu erarbeiten, wie in den
einzelnen Volkswirtschaften mehr
Arbeitsplätze geschaffen werden
können. Grundsätzliche Lösungen
wären dringend und eine wirkliche
Aufgabe des WEF, angesichts der
Tatsache, dass jährlich 40 Mio.
Menschen zusätzlich in den Ar-

beitsmarkt drängen, dieser aber
schon jetzt für 200 Mio. Menschen
keine Beschäftigung zu bieten hat.
Dabei muss man sich von der pri-
mitiven Vorstellung lösen, dieses
Problem könne über verstärktes
Wachstum der Wirtschaft gelöst
werden.
Zumindest im deutschsprachigen
Raum wird peinlichst geschwiegen
über die Angst – vor der zum bei-
spiel Barroso warnt – dass Bürger-
kriege in Europa ausbrechen
könnten, ja er warnte vor apoka-
lyptischen Zuständen mit Militär-
putschen und meinte, dass in Staa-
ten wie Griechenland, Spanien und
Portugal die Demokratie sehr
schnell der Vergangenheit angehö-
ren könnte. 

Ein Krieg gegen den Iran wird im-
mer wahrscheinlicher. Die USA
und die EU-Staaten versuchen den
Iran wirtschaftlich abzuwürgen.

Die Schweiz macht mit, lässt ihre
Neutralitätsrechte verkümmern
und missachtet ihren eigenen Ver-
fassungsgrundsatz: «Frei nur bleibt
wer seine Freiheit gebraucht.»
So wie die Amerikaner seinerzeit
Saddam Husseins Irak verleumde-
ten, so wird zurzeit der Gottes-
staat Iran unter Ahmadinedschad

als nächstes Kriegsziel aufgebaut
und zwar unter dem Vorwand, er
wolle mit Israel gleichziehen und
Atomwaffen entwickeln, um Israel
auslöschen zu können.
Umsonst versichert der Iran, dass
es ihm lediglich um die ihm ver-
traglich zustehende Nutzung der
Atomenergie für friedliche Zwecke
gehe.
Vergessen sind die Ergebnisse der
Untersuchungen der Inspektoren
der internationalen Atomenergie-
Agentur unter El Baradei, wonach
keine Anhaltspunkte für eine Waf-
fenentwicklung gefunden werden
konnten.
Nicht gewürdigt wird die Tatsache,
dass der Iran im Gegensatz zu Isra-
el den Atomsperrvertrag unter-
zeichnet hat, wobei Letztere be-
kanntermassen rund 200 einsatz-
bereite Atomsprengköpfe besitzen
und mehrere U-Boote, die mit
Atomraketen bestückt werden kön-
nen.

Negiert werden Tatsachen wie
– die Einkreisung des Iran durch

Atommächte, die ihm teilweise
gar nicht gut gesonnen sind;

– der von der CIA und dem Mossad
seit Jahren geführte «geheime»
Krieg mit Sabotageaktionen und
gezielten Tötungen von Wissen-

Sollte dieser Prozess nicht in Gang
kommen, dürfte es nur eine Frage
der Zeit sein, bis auch der neutrale
Kleinstaat Schweiz zwischen die
Mühlsteine des Unrechtsstaates
USA und seiner Vasallen geraten
wird. Anzeichen hierfür sind schon
heute via die unverschämten For-
derungen Brüssels und deutscher
Regierungsmitglieder zur Genüge
da.
Das kraftvolle Eintreten für Recht
und Gerechtigkeit und nicht die
Akzeptierung des «Rechts des Stär-
keren» ist schliesslich die einzige
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Warum – so fragt man sich – liest
man in unserer Presse kaum ein
Wort über die gewaltigen Geldab-
züge ausländischer Kapitaleigner
von Schweizer Banken. Dies als
Folge der hochgejubelten Abkom-
men der schweizerischen Finanz-
ministerin mit Nachbarstaaten.
Nachdem diese Banken bereits
«Reuegelder» in vierstelliger Mil-
lionenhöhe bezahlt haben, verlo-
ren diese reputierten «Vermögens-
verwalter» innert weniger Monate
600 Milliarden Franken, die ihre
Kunden abzogen. Da ist die Frage
erlaubt: Verlassen die Ratten das
sinkende Schiff?
Warum – so wundert man sich –
werden in der Schweiz noch im-
mer massenhaft Styroporplatten
zu Wärmedämmverbundsystemen
verbaut. Dies, trotzdem die
 deutsche Materialprüfungsanstalt
Braunschweig diese Platten als
Brandbeschleuniger abqualifiziert
hat.
Warum – so staunt man – sind so
viele Ungaren gesundheitlich an-
geschlagen. Nahezu 50% der an
sich arbeitsfähigen Bevölkerung
beziehen eine Invalidenrente. Ob
das vielleicht etwas zu tun hat mit
der reichlich «grosszügigen Art»
ungarischer Ärzte, ihre Kunden
als arbeitsunfähig zu erklären?
Das im Schuldensumpf versinken-
de Land plant jetzt unter Präsident
Viktor Orbán Massnahmen, die
auch wieder viele Ungerechtigkei-
ten und damit Zündstoff gegen den
inneren Frieden enthalten.
Warum – so zweifelt man – brau-
chen gewisse Vorkommnisse und
Tatsachen so unendlich viel Zeit,
bis die Wahrheit ans Tageslicht
kommt?
– So etwa, dass der Gründer der
Weltbank und des IWF – Harry
Dexter White – der von einem ge-
heimen Kongressausschuss der

Zum Nachdenken – Anfangs 2012

Bezirk Baden und Umgebung:
Stamm im Hotel «Winkel-
ried», Landstr. 36, Wettingen.
Jeden 1. Dienstag im Monat ab
20 Uhr.

Fricktal: Stamm im Rest. «Weisses
Rössli» in Eiken. Jeden 1. Donners-
tag im Monat ab 19.30 Uhr.

SD Stadt Bern: Höck (Vor-
standssitzung, Gäste sind
stets eingeladen!) im Restau-
rant «Jäger», Murtenstr. 221,
Bern-Bethlehem. Postauto

Nr. 101, Haltestelle Untermattweg
(von dort ca. 1 Min. zu Fuss). Oder
Tram Nr. 8 Richtung Brünnen-West-
side, Haltestelle Säge (von dort ca. 5
Min. zu Fuss). Jeden letzten Dienstag
im Monat ab 20.00 Uhr. 
Berner Oberland: Höck im Hotel
«Milan» in Ringgenberg. Jeden 
1. Mittwoch im  Monat ab 20.00 Uhr.

Winterthur und Umgebung:
Höck im Restaurant «Blume»,
Wülflingerstrasse 236. Jeden
1. Freitag im Monat ab 20 Uhr

(bei  einem Feiertag eine  Woche spä-
ter).

Kantonalsektion St. Gallen:
Stamm am 29. März ab 19.30
Uhr im Restaurant  «Dufour»
am östlichen Ende des St. Gal-

ler Hauptbahnhofs. Weitere Infos
über Telefon 079 639 06 07, abends.

Luzern-Innerschweiz:
Höck im Bistro «Spatz»,
Obergrundstrasse 103, Lu-
zern. Jeweils am letzten Mitt-

woch im Monat ab 20 Uhr (ausser im
August und Dezember). Es ist immer
jemand da! Bus-Nr. 1, 11, 20 ab Lu-
zern Bahnhof bis Haltestelle Eich-
hof.

jsd-nordwestschweiz.ch: Immer am
1. Montag des Monats Stamm ab 20
Uhr. Jetzt neu im «Nelson Pub» an
der Bahnhofstrasse 14 in Liestal. 
Wir sind  alles Junge!

Weitere Anlässe bitte melden an:
info@sd-marktplatz.ch

Veranstaltungshinweise der SD-Sektionen

werter Gegenspieler – der seit fünf
Jahren im Koma liegende israeli-
sche Präsident Ariel Sharon – vor-
ausgesagt, dass Arafat demnächst
verschwinden müsse.

Warum – so fragt man sich ver-
zweifelt – verbreitet unsere Presse
eine Aussage wie jene von Prof.
Hans Hermann Hoppe (University
of Nevada) nicht, die lautet:
Die Sozialsysteme der westlichen
Wohlfahrtsstaaten steuern dem
Zusammenbruch entgegen. Viele
sind bereits am Ende und werden
nur noch mit budgetpolitischen
Tricks aufrechterhalten. Grosse
Teile unseres Wohlstandes beste-
hen seit rund drei Jahrzehnten
nur noch aus Schein und Illusion
– konkret: Aus Kapitalverzehr.
Die Pfeiler des vermeintlichen
Reichtums stehen im schlammi-
gen Grund eines riesigen Schul-
denmeeres. Es ist nur noch eine
Frage der Zeit, bis diese Schein-
welt zusammenbricht. Die weni-
gen eingeweihten Personen, die
die Ursache für diese Situation
kennen, schweigen.

Beihilfe zur kommunistischen
Spionage angeklagt worden war,
kurz vor seinem Prozess nicht an
einem Herzinfarkt starb, sondern
vergiftet wurde. War der Anlass
hierzu wohl sein erklärter Wille,
eine Weltwährung namens «Uni-
tas» an Stelle des Dollars einzu-
führen?
– So etwa, dass der Mord an Präsi-
dent Kennedy keineswegs einem
verrückten Einzeltäter zuzuschrei-
ben ist, sondern das Resultat eines
Komplotts war. Dies, nachdem
Kennedy seinen festen Willen be-
kundet hatte, die FED unter staat-
liche Kontrolle zu zwingen.
– So etwa, dass der «Unfalltod» des
österreichischen Querdenker-Poli-
tikers Jörg Haider keineswegs dem
(nicht getrunkenen) Alkohol zuzu-
schreiben ist. Es ist offenbar viel-
mehr das Werk geheimdienstlicher
Planung zur Beseitigung des Un-
bequemen.
– So etwa, dass bis heute der plötz-
liche Tod von Yassir Arafat unge-
klärt bleibt, respektive die Ursa-
chen verschwiegen werden. Gewiss
hatte sein – heute so bedauerns-

Zum Schlusse und zum Nachden-
ken noch zwei Hinweise:
Soeben haben sich die amerikani-
schen Truppen nach neun Jahren
Krieg aus dem Irak zurückgezo-
gen. Ein völlig unehrenhafter
Krieg, der sie 4500 tote Soldaten,
mehrere Zehntausend Verwundete
und rund 1 Billion Dollar gekostet
haben soll. Von den viel grösseren
Verlusten des Iraks und seiner Be-
völkerung spricht niemand.
Der Kongressabgeordnete Ron
Paul betonte in einer Rede am 
5. September 2003 u.a. (Zitat):
Die meisten Bürger verstehen die
immense Bedeutung des Geldsy-
stems nicht und die Politiker pro-
fitieren von ihrer Macht zur Geld-
schöpfung, weil sie damit den
Wohlfahrtsstaat finanzieren und
draussen in der Welt militärisch
auftrumpfen können – und –
wenn die Regierung die Geldein-
heit beliebig vermehren kann,
dann ist das identisch mit einem
Geldfälscher, der illegal Geld
druckt. Beides ist Diebstahl – und
– das Drucken von Geld – und da-
mit die Inflation – ist nichts an-
deres als eine finstere und bösar-
tige Form der heimlichen Be-
steuerung – und schliesslich: Die
Konjunkturzyklen, die Stagflati-
on, die Rezessionen, Depressio-
nen und Inflationen sind nicht
das Ergebnis des Kapitalismus
und gesunden Geldes, sondern die
unmittelbare Folge des Papiergel-
des und einer Zentralbank, wel-
che nicht in der Lage ist, dieses
Papiergeld zu handhaben.
Und: Seit 1970 sind sukzessive
sämtliche Begrenzungen, mit de-
ren Hilfe das Geschehen unter
Kontrolle gehalten werden konnte,
abgeschafft worden.
Dafür zahlen wir jetzt alle die
 Zeche!

Tino Giacomo

Die Börse als Zentrum des längst fiktiven Geldsystems.
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Dringliche Interpellation

Wie kam die fehlerhafte
Interpellationsantwort in Sachen

Weyerlibad zustande?
In seiner Antwort auf meine Inter-
pellation «Gefährden Umbaupläne
die Zukunft des beliebten Freibads
‹Weyerli› in seinem einzigartigen
Charakter?» hat der Gemeinderat
in einem wesentlichen, bzw. sogar
entscheidenden Punkt eine Tatsa-
chenbehauptung aufgestellt, die
nicht stimmt. (Zitat: «In der Ver-
gangenheit sind immer wieder er-
folglos Versuche unternommen
worden, das Becken abzudich-
ten.») Diese Falschaussage ist kei-
ne Lappalie, da unter Umständen
mit diesem Argument (sowie den
Beanstandungen des Kantons be-
treffend Grundwasserverunreini-
gung durch das durchsickernde
mit Javelwasser versetzte Weyerli-
Wasser) das Ende des beliebten
Weyerlis in seinem einzigartigen
Charakter eingeleitet worden wäre. 

Ich frage deshalb den Gemeinde-
rat an:

1. Wie genau geriet diese Falsch-
 aussage in die Interpellations-
antwort?

2. Da der Gemeinderat die Antwort
verdankensweise zurückgezo-
gen hat, verfügt er offenbar über
keine gesicherten Fakten. Wie
kann es passieren, dass eine sol-
che Aussage dennoch in einer
parlamentarischen Antwort auf-
taucht? (Fehlerhalte Informatio-

nen oder schlichtweg Mutmas-
sungen ohne Grundlage?)

3. Falls die Fehlaussage von einer
«unteren» Charge der Verwal-
tung zu verantworten ist, wes-
halb funktionierte die Qualitäts-
kontrolle, sprich Verifizierung
durch den Gemeinderat nicht? 

4. Da die angegebenen Gründe für
einen allfälligen Umbau des
Weyerlis offenbar nicht stichhal-
tig sind: Gibt es weitere, bisher
nicht genannte Gründe, weshalb
der Gemeinderat einen solchen
ins Auge fasst (zum Beispiel fi-
nanzielle Überlegungen)?

5. Wie sieht der Gemeinderat (der
im Übrigen in seiner Antwort
das Weyerli wie ich als «einzigar-
tig und grundsätzlich erhaltens-
wert» bezeichnet) im Lichte der
neuen Erkenntnisse die Zukunft
dieses Juwels der bernischen
Freizeitangebotes? (eine Abdich-
tung des Bodens wäre technisch
grundsätzlich möglich, wenn
auch nicht gerade billig).

6. Stimmt mir der Gemeinderat zu,
dass Antworten auf parlamen -
tarische Vorstösse einen erhöh-
ten offiziellen Charakter, bezie-
hungs weise ein politisches Ge-
wicht haben, der einen erhöhten
Anspruch an die Sorgfalt und in-
haltliche Richtigkeit stellt?

Robert Meyer, Stadtrat,
Präsident SD Stadt Bern

Juso und Linksautonome in Bettwil

«Bomben auf Bettwil!»
SD Aargau prüfen Strafanklage
gegen die Organisatoren der De-
monstration.
Vermummte Juso und Linksauto-
nome haben am 15. Januar 2012 in
Bettwil gegen die Bettwiler Bevöl-
kerung demonstriert und sie pau-
schal als «Nazis» beschimpft. Der
Gipfel der Frechheit ist allerdings,
dass Demonstranten «Bomben auf
Bettwil» gerufen haben. Die SD
Aargau erachten diese öffentlichen
Rufe als Drohung gegen die Bett-
wiler Bevölkerung. Inakzeptabel
ist auch, dass die Bettwiler Bevöl-
kerung pauschal (gemeint ist na-

türlich auch der Gemeinderat) als
«Nazis» bezeichnet werden.

Solche Aussagen der Jusos und
Linksautonomen erachten die SD
Aargau als diskriminierend und
«Bomben auf Bettwil» als Ein-
schüchterung und Drohung. Wer-
den die Behörden solche «Straftä-
ter» gerichtlich verfolgen? Andern-
falls prüfen die SD Aargau eine
Strafanklage gegen die Anstifter
dieser Demonstration. 

René Kunz, Grossrat,
Präsident SD Aargau, Reinach

Appell an alle Aargauerinnen und Aargauer

JA zur Mundart im Kindergarten
– Nein zum Sprachenwirrwar!

Am 18. Juli 2011 hat ein überpar-
teiliches Komitee die aargauische
Volksinitiative «JA für Mundart im
Kindergarten» lanciert. Die Lan-
cierung dieses Volksbegehrens
wurde damit begründet, dass unse-
re Mundart und unsere Dialekte ei-
nen wichtigen Bestandteil unserer
Kultur und Identität beinhalten.
Kinder sollen im Umfeld des Kin-
dergartens vor allem das soziale
Verhalten erleben und stärken
können. Dies ist – das frisst keine
Geiss weg – am besten mit der Aus-
drucksweise in unserer ange-
stammten Muttersprache möglich
– der Mundart. Es ist unsere Um-
gangssprache. Ich bin nach wie vor
der Meinung, dass eine gesunde
Bindung zur Muttersprache –
sprich Mundart – eine wichtige
emotionale Stütze in der Entwick-
lung der Kinder ist. 
Leider droht eine Generation her-
anzuwachsen, die zwar noch eine
Art Schweizerdeutsch spricht, dies
aber oft mit seltsam fremdsprachi-
gen Ausdrücken – mit einem völlig
verkümmerten Wortschatz. Der
Kindergarten leistet einen wesent-
lichen Beitrag zur Integration.
Deshalb bin ich der Ansicht, dass
die Mundart auch als Sprache der
Integration verstanden werden
soll. Es gibt keine bessere Methode,
sich erfolgreich zu integrieren und
ein Gefühl der Zugehörigkeit zu
entwickeln. Unsere Mundart erlei-

det ohnehin durch den zunehmen-
den Gebrauch von Wörtern und
Redewendungen aus dem anglo-
amerikanischen Sprachraum
Schaden mit unerfreulichen Kon-
sequenzen für die Identitätswah-
rung der Einwohner. Dem Zerfall
der Mundart im Kindergarten
muss auch aus diesem Grund ent-
gegengetreten werden. Wenn Sie,
geschätzte Mitbürgerinnen und
Mitbürger, den Erhalt der Mundart
im Kindergarten unterstützen wol-
len, können Sie unter der Telefon-
nummer 079 332 70 71 Unter-
schriftenbogen bestellen. Für un-
sere Kinder und für die Wahrung
unserer Identität! In diesem Zu-
sammenhang möchte ich mich bei
den Menschen bedanken, welche
das Volksbegehren bereits unter-
zeichnet haben!

René Kunz, Grossrat, Präsident
SD Aargau, Reinach

ein Herz

für
die

Schweiz

Mundart erhalten – der Mensch beginnt bei der Identität.

Kanton Bern

Kanton Aargau
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Neustart SD Kanton Zürich

wasser produziert, welches gerei-
nigt werden muss oder sollte. Doch
da macht die Natur nicht mit, un-
terbelastete Abwasserreinigungs-
anlagen können nicht richtig funk-
tionieren und bei schnell einset-
zenden Belastungen sind diese
überfordert, die Folge in beiden
Fällen; schlechte Reinigung des
Abwassers. Die Ursache liegt darin,
dass sich die mikrobiologischen
Prozesse nicht so schnell anpassen
können. «Tempi passati», sagt sich
hier die Natur, wäre dies nicht
auch bei der gegenwärtigen epide-
mischen Verbetonierung unserer
schönen Landschaft und den Berg-
gebieten angebracht? 

Die Landschaft ist ein zu kostbares
Gut, um von Spekulanten mit
Fremd- und oftmals Schwarzgeld
zerstört zu werden. Der Wert des
Bodens wird nicht durch Beton
und Zweitwohnungen gefördert,
sondern verunstaltet und zerstört
die natürlichen Ressourcen. Es
sollte eigentlich allen bewusst sein,
wir haben keine zweite Schweiz im
Keller, es geht um die Zukunft un-
serer Nachfahren, deshalb sage ich
Ja, es ist genug, jetzt ist Schluss
mit dem uferlosen Bau von Zweit-
wohnungen.

Marcel Stutz, Gemeinderat,
Winterthur

Zerstörte Berggebiete
und kalte Betten

Motion von Gemeinderat Christoph Spiess
und Gemeinderat Patrick Blöchlinger

Der Stadtrat wird eingeladen, dem
Gemeinderat eine Vorlage zur Ge-
samtrevision der Bau- und Zonen-
ordnung (inkl. Zonenplan) zu un-
terbreiten. Ziele der Revision sol-
len namentlich eine Stabilisierung
der Einwohnerzahl bei zirka
400’000 und die langfristige Siche-
rung der noch vorhandenen Grün-
und Landwirtschaftsflächen sein.

Begründung
Die letzte ordentliche Revision der
Bau- und Zonenordnung erfolgte
1992. Die hernach vorgenomme-
nen Änderungen beruhten im We-
sentlichen auf Eingriffen des Kan-
tons und auf Rechtsmittelverfah-
ren. Die Entwicklung der letzten
Jahre zeigt nun, dass die in der
BZO enthaltenen Ausnützungsre-
serven viel zu gross sind. Aufgrund
des anhaltenden Zuwanderungs-
drucks und des nach wie vor weit
verbreiteten Glaubens an ein im-
mer währendes «Wachstum» nimmt
die Einwohnerzahl rasant zu. Die
zunehmende Dichte der Raum -
nutzung verursacht bei immer
mehr Menschen Dauerstress und
ein permanentes «Engegefühl».
Das Verkehrssystem ist bereits
überlastet, und dessen Ausbau ist
ohne radikale, das Stadtbild in ei-
nem übersetzten Tempo verän-
dernde und damit das Wohlbefin-
den der Zürcherinnen und Zürcher
stark beeinträchtigende Eingriffe
nur noch sehr begrenzt möglich.

Immer öfter werden ganze Sied-
lungen mit bezahlbarem Wohn-
raum vorzeitig abgebrochen und
mit möglichst grossen, dichtge-
drängten und oft auch dement-
sprechend hässlichen «Klötzen»
ersetzt, wobei gleichzeitig das
Wohnen immer teurer wird. Die
zunehmende Übernutzung des
städtischen Raums bewirkt ausser-
dem einen wachsenden Druck auf
die Naherholungsgebiete. Nach
und nach werden die letzten grü-
nen «Oasen» im Siedlungsgebiet
dem Wachstumsglauben geopfert.
Die Durchführung einer BZO-Ge-
samtrevision nimmt erfahrungsge-
mäss etliche Jahre in Anspruch. Es
ist jetzt an der Zeit, sie in Angriff
zu nehmen, damit die Stadt ihre
Zukunft noch aktiv steuern kann
und nicht definitiv zum Spielball
einer falschen Bevölkerungs- und
Wirtschaftsentwicklung wird.

Kanton Zürich

In Zürich fand Anfang Februar eine
kantonale Parteiversammlung
statt. Gemeinderat Christoph
Spiess begrüsste die Anwesenden
und führte sie durch die Versamm-
lung. Da die kantonalen Aktivitä-
ten leider in letzter Zeit «sanft ein-
geschlafen» sind, hat man sich
entschieden, unserer kantonalen
Partei wieder kräftig Leben einzu-
hauchen! Zuerst wurden die neuen
kantonalen Statuten diskutiert
und anschliessend einstimmig ge-
nehmigt. Damit hat die grösste
SD-Kantonalpartei wieder moder-
ne Leitlinien, die vorgeben, wie die
SD organisiert ist. Zudem bekom-
men die Mitglieder mehr Rechte
und Möglichkeiten, an Versamm-
lungen teilzunehmen. Selbst aktiv
mitzubestimmen, ist entscheidend
für die Parteimitglieder. Wir wol-
len der Demokratie in unserer Par-
tei noch mehr Raum geben, wie es
SD-Zentralpräsident Rudolf Keller
an der Versammlung formulierte.

Andreas Stahel,
Jahrgang 1978,
Kaufmann, aus
Wädenswil, wur-
de zum neuen
Kantonalpräsi-
denten gewählt.
Andreas Stahel

war seit vielen Jahren SD-Mitglied,
zügelte dann in den Kanton Grau-
bünden, wo er mangels einer SD-
Sektion zur SVP übertrat. Doch
dann wurde ihm klar, dass sein
Platz bei den SD ist. Denn er ver-
tritt neben einer nationalen und
konservativen Politik auch eine
fortschrittliche Umweltpolitik zum
Schutze und Erhalt unserer Hei-
mat. Und eine soziale politische
Komponente darf bei ihm nicht

fehlen. So hat er nun als aktiver,
engagierter junger Mann seinen
Platz bei den SD gefunden.
Vizepräsident wurde Walter Wob-
mann (Zürich). Kassier ist Anton
Mathyer (Andelfingen). Weiter ge-
hören dem Kantonalvorstand Ro-
land Wahl (Urdorf), Gemeinderat
Christoph Spiess (Zürich), Ge-
meinderat Marcel Stutz (Winter-
thur), Gemeinderat Patrick Blöch-
linger (Zürich), Gemeinderat Wer-
ner Kessler (Uster) und ex-Ge-
meinderat Christian Wenger
(Zürich) an. Diesem neuen Team
obliegt es, unsere SD-Politik im
Kanton Zürich weiter voranzutrei-
ben. Roger Meuli und Marlis Graf
wurden als Revisoren gewählt. 

Mit diesem neuen Kantonalvor-
stand wird es gelingen, wieder den
Aufstieg zu schaffen. Der Auf-
schwung beginnt im Kopf! Nach
diesem Motto soll es auch im Kan-
ton Zürich für unsere Partei wieder
aufwärts gehen, denn manch ande-
re Partei schwächelt momentan.
Davon müssen und werden wir als
patriotische Kraft profitieren. Die
Anwesenden waren sich einig, dass
nun der Neuanfang für die Schwei-
zer Demokraten des Kantons Zü-
rich begonnen hat.

Anschliessend an die Wahlgeschäf-
te wurden auch die Parolen für die
kantonalen Abstimmungen vom
11. März 2012 diskutiert und be-
schlossen:

Ja zum Bürgerrechtsgesetz
Ja zum Gegenvorschlag
Stichfrage: Ja zum Gegenvorschlag

SD Kanton Zürich

Nicht nur in Seen, Gotzenwil und
im Dättnau wehrt sich die Bevölke-
rung gegen die Zerstörung der na-
türlichen Landschaft. Die einhei-
mische Bevölkerung aus vorwie-
gend Tourismusgebieten der Kan-
tone Bern, Graubünden, Jura,
Waadt und Wallis weiss, zu wel-
chen neokolonialistischen Zustän-
den der freie Handel des Bodens
führt. Der Zweitwohnungsbau in
diesen Gebieten boomt. Wie eine
Besessenheit wird überbaut, beto-
niert und asphaltiert, idyllische
Dörfer verschwinden von Tag zu
Tag, sie werden verstädtert. Nicht
nur die Natur mit ihren Schönhei-
ten, auch die Tierwelt wird ver-

drängt und die einheimische Be-
völkerung dazu. Die Bodenpreise
werden durch Spekulanten und
Gutbetuchte in die Höhe getrieben
und somit steigen auch die Miet-
zinse für Einheimische und Hotel-
touristen, wobei diese dann aus-
bleiben. Wenn es gut geht, werden
die Zweitwohnungen nur rund 50
Tage im Jahr bewohnt. Die Infra-
strukturen müssen jedoch so ge-
baut werden, wie wenn alles be-
wohnt ist. Um Weihnachten und
Neujahr gehen dann die Lichter an
und die Fensterläden auf. Damit
Strom und Wasser fliessen kann,
braucht es entsprechend dimensio-
nierte Leitungen, auch wird Ab-

Wie stark kann (soll) Zürich noch
wachsen?!
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Votum von Gemeinderat Christoph Spiess:
Mehr Platz für den Langsamverkehr 

beim Hauptbahnhof?
(Sinngemässe Zusammenfassung
eines frei gehaltenen Votums)

Herr Präsident, liebe Ratskollegin-
nen und Ratskollegen
Wir haben die Dringlicherklärung
der Motion von SP, GP und GLP
unterstützt, weil die Sache keinen
Sinn mehr macht, wenn wir erst in
drei Jahren darüber diskutieren.
Auch ist das Ziel der Motion an
sich gut und in unserem Sinne.
Nur müssen wir einmal mehr dar-
auf hinweisen, dass es hierzulande
immer mehr Leute gibt, aber nicht
mehr Platz! Das Problem liegt
nicht darin, dass vielleicht ein paar
Parkplätze aufgehoben werden.
Was aber bleiben muss, sind die Ta-
xistandplätze. Taxis braucht es ein-
fach am Hauptbahnhof, und diese
müssen auch zu- und wegfahren
können. Heikel ist in einer solchen

Mischzone für den Langsamver-
kehr bzw. Begegnungszone auch
das Nebeneinander von Velover-
kehr und Fussgängern. Man muss
in dieser Stadt heutzutage als Fuss-
 gänger ständig befürchten, von
rücksichtslosen Velofahrern über
den Haufen gefahren zu werden.
Wir meinen wie die Kollegen von
der EVP, dass eine Motion hier
nicht das taugliche Instrument ist,
und bitten die Motionäre, ihren
Vorstoss in ein Postulat umzuwan-
deln, dem wir zustimmen können.
Bleibt die Motion als solche beste-
hen, werden wir Schweizer Demo-
kraten uns der Stimme enthalten.
Die Motionäre hielten an der Mo -
tionsform fest. Die Motion wurde
mit 68 Stimmen (SP, GP, GLP,
AL) gegen 49 Stimmen (SVP,
FdP, CVP, EVP) bei 2 Enthaltun-
gen (SD) überwiesen.

Wirtschaft zum Schützenhaus,
Rüstkammer, Horwerstrasse 93,
6005 Luzern, Bus 20 ab Luzern
Bahnhof bis Haltestelle Allmend.
Für Automobilisten: Parkplätze
sind genügend vorhanden
Der Vorstand hofft auf ein zahlrei-
ches Erscheinen und freut sich auf

angeregte Diskussionen und ein
anschliessendes gemütliches Bei-
sammensein. Auch Ihre Angehöri-
gen, Freunde und Bekannte, sind
zu diesem Anlass herzlich einge -
laden! Die Sektion offeriert den
 Anwesenden während der General-
versammlung einen Imbiss.

Die Schweizer Demokraten All-
schwil beteiligen sich an den Ge-
meindewahlen vom 11. März 2012
in Allschwil. Für den Einwohnerrat
kandidieren neun Personen, davon
vier Frauen. Für den Gemeinderat
kandidiert unsere langjährige Ein-
wohnerrätin und alt Einwohner-
präsidentin 2007/2008 Susanne
Studer.
Unser Wahlmotto lautet: «Die Po-
litik ist ein Puzzle. Alle Teile müs-
sen passen!»
– Josua M. Studer, polyvalenter

Fahrdienstangestellter BVB,
1963, bisher

– Susanne Studer, Wagenführerin
BVB, 1961, bisher

– Thomas Meier, kaufm. Angestell-
ter, 1960

– Maya Meisel, Security Johnson
Controls, 1980

– Bruno Weiler, Chauffeur BLT,
1954

– Annette Tschierschke, Wagen-
führerin BVB, 1957

– Franz Zablonier, Hausmann,
1967

– Ursula Schlecht, selbstständige
Therapeutin, 1957

– Oliver Knecht, Wagenführer
BVB, 1969

Josua M. Studer, Einwohnerrat,
Präsident SD Kanton Baselland,

Allschwil

Einladung zur 48. Generalversammlung
der SD Sektion Luzern/Waldstätte

am Donnerstag, 22. März 2012, 19.00 Uhr

Gemeindewahlen Allschwil

Die SVP-Allschwil ist eingeschla-
fen. Sie hat seit Längerem keine
Vorstösse mehr im Einwohnerrat
eingereicht und Parteienberichte
liest man selten im AWB. Sie hatte
nicht einmal neue Ideen im Kö-
cher für den jetzigen Wahlflyer. Sie
verwendet dasselbe Layout und
Sprüche wie vor vier Jahren. Auf

der letzten Seite prangert die Aus-
sage: «Jetzt erscht rächt SVP…
wills Veränderige bruucht!»
Wo bleibt die Veränderung, wenn
alter Wein in «neuen» Schläuchen
fliesst?
Susanne Studer, Einwohnerrätin,

Gemeinderatskandidatin,
Allschwil 

Alter Wein in neuen Schläuchen

Der Vorstand der Schweizer Demo-
kraten (SD) der Stadt Zürich hat
für den städtischen Urnengang
vom 11. März 2012 die folgende
Empfehlung beschlossen:

Projekt Strichplatz Depotweg Ja

Wie in allen Grossstädten der Welt
ist die Strassenprostitution auch in
Zürich eine Tatsache, die nicht ein-

fach aus der Welt zu schaffen ist.
Mit dem geplanten Strichplatz soll
der Strassenstrich an eine periphe-
re Lage abseits von Wohngegenden
verschoben werden. Trotz gewisser
Bedenken ist der Parteivorstand
der SD zum Schluss gelangt, dass
dies versucht werden soll, um die
Strassenprostitution vom Sihlquai
wegzubringen, wo sie viel stärker
stört.

SD: Ja zum Strichplatz Depotweg

(Sinngemässe Zusammenfassung
eines frei gehaltenen Votums)

Herr Präsident, geschätzte Rats-
kolleginnen und Ratskollegen
Erlauben Sie mir, noch auf ein paar
weitere, in der Debatte bis jetzt
nicht angesprochene kritische
Punkte hinzuweisen.
Gestaltungspläne sind ein Sonder-
instrument des Baurechts, das nur
ausnahmsweise angewendet wer-
den soll. Setzen wir dieses Instru-
ment häufiger ein, so gehen wir
von einer für alle geltende Bauord-
nung immer mehr zu einem Bau-
recht à la carte über, bei dem sich
potente Bauherren herauspicken
können, was sie gerade möchten.
Wir haben es an der Bahnhofstras-
se mit einer sehr dicht bebauten
und absolut zentralen Lage zu tun.
Hier ist das Stadtbild auf alle grös-
seren Veränderungen sehr emp-
findlich. In der Umgebung herr-
schen ältere Gebäude vor, die in
der Regel nicht höher sind als 20
Meter.
Wenn gelobt wird, dass 150 zusätz-
liche Arbeitsplätze entstehen,
muss man sich auch die Frage stel-
len: «Für wen eigentlich?». Überall
wird gejammert, es gebe zu wenig
qualifizierte Arbeitskräfte. Also ist
es doch weder nötig noch sinnvoll,
noch mehr Arbeitsplätze für Men-
schen zu bauen, die gar nicht da
sind, sondern von irgendwoher ge-
holt werden müssen. So gibt es nur

noch mehr Über-
völkerung und
noch mehr Pro-
bleme mit den
überbordenden
Pendlerströmen.
Was uns an die-
ser Vorlage stört,
steht sodann in

Art. 7 Abs. 2 der Vorschriften zum
Gestaltungsplan. Da will man doch
tatsächlich an dieser äusserst emp-
findlichen Lage ein Hochhaus er-
lauben! Das wäre wie eine Faust
aufs Auge. Problematisch ist auch,
dass das ganze Areal mit unterirdi-
schen Bauten überzogen werden
kann. Schauen Sie einmal auf die
Katasterpläne: Bis weit in die Quar-
tiere hinaus überall schraffierte
Flächen in den Innenhöfen, das
heisst dort ist alles unterirdisch
überbaut mit Tiefgaragen usw.
Hier an der Bahnhofstrasse wären
es vielleicht Tresorräume, aber das
macht die Sache auch nicht besser.
Die flächendeckende Versiegelung
des Bodens wird längerfristig 
den ganzen Grundwasserhaushalt
durcheinander bringen. Dagegen
ist mit ein paar «Versickerungs-
löchli» nicht viel auszurichten.
Auch aus diesem Grund lehnen wir
Schweizer Demokraten den Gestal-
tungsplan ab.
Der Gestaltungsplan wurde mit
102 Stimmen gegen 18 Stimmen
(SD, AL, Mehrheit der Grünen und
1 CVP-Vertreter) angenommen.

Votum von Gemeinderat Christoph Spiess:
NEIN zum Gestaltungsplan für 

den ZKB-Hauptsitz an der Bahnhofstrasse

Kanton Luzern

Kanton Baselland
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RSR, Forum et frontaliers

Un vrai scandale

fait plus illusion à Genève. Les
mensonges de ce dernier sur l’an-
tenne de la Radio romande sont dé-
noncés avec virulence par le MCG.
Par conséquent, le MCG demande
à la Radio romande d’organiser un
débat entre le conseiller national
MCG Mauro Poggia ou le président

du MCG et M. Charrat, afin de rét-
ablir la vérité sur les mensonges
qu’a exprimés ce dernier lors de
l’émission Forum.

François Baertschi, secrétaire
général du MCG,Genève

Eric Stauffer,
président du MCG, Onex

L’affaire Saint-Georges, l’affaire de trop

Le Conseil d’Etat doit réagir et
demander la démission de Mark Muller
L’affaire, que vient de révéler «20
minutes» – sous le titre «Amis de
Mark Muller engraissés par l’Etat»
– est intolérable.
L’Etat va louer à une société de M.
Thierry Barbier-Muller, qui a soute-
nu la campagne électorale du con-
seiller d’Etat PLR, un immeuble de
7 étages pour 52 millions de francs
sur 10 ans, selon le journal qui par-
le d’un bail de 15 ans résiliable
après 10 ans. Nous apprenons éga-
lement que ces bureaux seront lou-
és à 600 francs le mètre carré, alors
que le prix pour le bâtiment rénové
tout proche qui abrite la police ju-
diciaire est moitié moins élevé à
300 francs le mètre carré. Assez!
Nous sommes scandalisés d’ap-
prendre que les contribuables au-
ront à payer des sommes pareilles
et que l’Etat aurait pu acheter l’im-
meuble du boulevard Saint-
Georges pour y loger le DCTI de
Mark Muller. Assez!
Une fois de plus, le conseiller

 d’Etat n’est pas capable de recon-
naître ses fautes et ne comprend
pas la gravité de sa situation per-
sonnelle. Il confirme à la presse
que c’est «une bonne affaire» et
qu’il entretient des liens privilégiés
avec la société qui loue l’immeuble
à prix d’or. Assez!
C’est une affaire, une de plus! Cela
démontre que Mark Muller n’est
plus à même de gérer certains dos-
siers: après le Moulin à Danse, l’im-
meuble du boulevard Saint-
Georges loué à prix d’or en une pé-
riode difficile pour les finances pu-
bliques. Assez!
Le PLR serait bien avisé de pousser
son conseiller d’Etat à la démissi-
on. Certes, il perdrait un siège mais
il peut encore en sauver un pour la
prochaine élection, s’il veut éviter
un naufrage annoncé.

Eric Stauffer,
président du MCG, Onex

Carlos Medeiros,
vice-président du MCG, Genève

Carouge et les parachutes dorés

Le MCG fait recours pour
que soit respecté le peuple
et le droit au référendum

Le Mouvement Citoyens Genevois
dépose un recours auprès de la
Chambre administrative de la
Cour de justice. Le Conseil muni-
cipal carougeois veut empêcher les
électeurs de se prononcer sur les
«parachutes dorés» accordés aux
Conseillers administratifs non
réélus.
Le référendum contre les parachu-
tes dorés, lancé par le MCG, avait
obtenu plus de 1700 signatures en
novembre 2011. Les électeurs de
Carouge ont ainsi clairement ex-
primé qu’ils voulaient voter sur ces
73’100 francs offerts à deux con-
seillers administratifs non réélus.

Par un tour de passe-passe, les ra-
dicaux et libéraux carougeois ont
déposé une résolution en janvier
2012, demandant le retrait tempo -
raire de ces parachutes dorés et

l’annulation du référendum. Ce
texte a ainsi été voté par une majo-
rité du Conseil municipal qui prive
les électeurs d’une votation sur la
question.
Les habitants de Carouge ne peu-
vent tolérer pareils procédés, qui
seraient la destruction du droit de
référendum, un droit qui fait partie
intégrante de nos institutions.
Une fois le référendum abouti, la
seule autorité qui peut l’annuler,
c’est le corps électoral.
C’est pourquoi le MCG et des élec-
teurs carougeois ont déposé, mer-
credi 25 janvier, un recours auprès
de la Chambre administrative de la
Cour de justice.

Eric Stauffer,
président du MCG, Onex

Soli Pardo, membre du Bureau
directeur du MCG, Genève

La Radio suisse romande a failli à
sa mission lors de l’émission Fo-
rum du 15 février. Nous deman-
dons un débat contradictoire entre
le MCG et le président des fronta-
liers pour rétablir la vérité.
Le MCG, deuxième force politique
du canton de Genève, avec une
centaine d’élus, dont 17 députés,
un magistrat et un conseiller na-
tional, dérange et c’est tant mieux.
L’activité et l’activisme du prési-
dent du MCG Eric Stauffer, mem-
bre du Conseil d’administration
des HUG, n’est de loin pas étranger
au revirement spectaculaire de la
politique d’engagement des fronta-
liers aux Hôpitaux universaires de
Genève.
Le MCG salue le revirement du
PLR qui enfin admet que la priorité
de l’emploi doit être réservée aux
résidents. A la différence de la con-
seillère nationale Isabelle Moret,
qui, lors de l’émission de Forum du
mercredi 15 février, n’a parlé que
de la préférence des Suisses, le

MCG répète qu’il est opposé à tou-
te forme de discrimination. Et que
le Mouvement Citoyens Genevois
parle de priorité de résidence, ne
faisant aucune différence avec un
résident italien, espagnol, français.
Le MCG veut assurer la priorité de
l’engagement aux résidents.
La RSR  ou RTS  a choisi de faire
un débat contradictoire sans la pré-
sence d’un représentant du Mouve-
ment Citoyens Genevois. C’est un
choix délibéré qui porte atteinte
aux débats pluriels et/ou démocra-
tiques.

Une radio d’Etat qui écarte le MCG?
En ostracisant la deuxième force
politique du canton, la Radio suisse
romande pratique la discrimina -
tion de manière intolérable pour
une radio d’Etat, dont la règle
devrait être l’impartialité. Devons-
nous supputer que la radio d’Etat
est à la botte du pouvoir en place?
Le cinéma de M. Charrat, président
du Groupement des frontaliers, ne
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Aggressionen kontern 
anstatt kuschen

Der unglückselige Hans-Rudolf
Merz machte in seiner Zeit als
Bundespräsident vor dem Ausland
eine Reihe von peniblen Kniefäl-
len. Damit forderte er weitere An-
griffe auf unser Land geradezu her-
aus. Diese Angriffe wären an sich
leicht zu parieren, wären da nicht
gewisse Bundesräte und Parlamen-
tarier auf der Seite der Aggresso-
ren. 
Das Antikorruptionsorgan des Eu-
roparats GRECO beklagt die man-
gelnde Transparenz bei der Partei-
enfinanzierung in der Schweiz und
droht mit einer schwarzen Liste.
Die richtige Antwort wäre ein Aus-
tritt aus diesem Gremium, denn
als souveräner Staat bestimmen
wir, was hierzulande rechtens ist.
Das EU-Parlament bezweifelt die
Rechtmässigkeit der kürzlich mit
England und Deutschland abge-
schlossenen Steuerabkommen.
Warum legt man dem Europarat
nicht nahe, sich um die Schulden-
krise, die serbelnde EU-Wirtschaft
sowie die Einhaltung des Maast -
richt-Vertrages und des Schenge-
ner-Abkommens zu kümmern?
Bald werden die USA wieder neue

Forderungen zum Bankgeheimnis
stellen. 
Warum weist man die USA nicht
darauf hin, dass ihr Kampf gegen
unser Bankgeheimnis heuchle-
risch und hinterhältig ist. Grund:
Sie praktizieren ja selber ein strik-
tes Bankgeheimnis für ausländi-
sche Kunden. 
Die OECD hat der Schweiz wegen
des Bankgeheimnisses ebenfalls
mit einer schwarzen Liste gedroht.
Man hätte die OECD auffordern
sollen, in Sachen Bankgeheimnis
mit gleichen Massstäben gleichzei-
tig gegen die USA und England
vorzugehen. Und als Reaktion auf
die Drohung aus dieser Organisati-
on austreten.
Der EU-Botschafter Michael Reite-
rer will mit der Schweiz ein «erns -
tes Wort» reden. Wir sollen EU-Ge-
setze übernehmen und uns einem
EU-Gericht unterstellen. Warum
wird dem Herrn Botschafter nicht
erklärt, dass die EU nur noch in
den Köpfen hoffnungsloser Opti-
misten eine Erfolgsstory ist und
wir deshalb unsere Gesetze lieber
selber machen.

Otto Weiersmüller, Uetikon

Verfassungsgericht würde
politisch instrumentalisiert!

Weshalb befürworten sowohl der
mitte-links dominierte Bundesrat
als auch der neu gewählte Natio-
nalrat die Schaffung eines Verfas-
sungsgerichtes?
Dabei werden heute schon alle Ge-
setze daraufhin geprüft, ob sie die
Einheit der Materie, also die Bun-
desverfassung nicht verletzen. 
SP-Bundesrätin Sommaruga –
oberste Asylverantwortliche – ist
aus rein ideologischen Gründen ei-
ne Befürworterin. Nach ihrer Auf-
fassung soll jeder Asylbewerber das
Recht erhalten, negative Entschei-
de gerichtlich anzufechten, ob wir
nun genug geeignete Arbeitsplätze
für diese Leute haben oder nicht,
koste es was es wolle. Klare Geset-
zesbestimmungen sollen durch
den Einfluss des Verfassungsge-
richtes in unscharf verfliessende
Konturen verwässert und faktisch
wirkungslos gemacht werden. Lin-
ke Juristen und Richter, welche im
neu zu schaffenden Verfassungsge-
richt ebenfalls Einsitz hätten, wür-
den vor allem arglistig mit argu-
mentativen Tricks versuchen, ein
Bleiberecht für abgewiesene Asyl-
bewerber zu erzwingen. Die an der
Urne deutlich angenommene eidg.
Ausschaffungsinitiative wird in den
meisten Kantonen nach dem Wort-
laut der neuen strengen Bestim-
mungen nicht angewandt. Wie

würde wohl ein mitte-links zusam-
mengesetztes Verfassungsgericht –
auf eine Klage von bürgerlicher
Seite reagieren? Missstände im
Asylwesen würden wohl schönge-
redet. Es wird zwar lauthals von
der «Stärkung der Bürgerrechte»
schwadroniert, doch hätte der
Schweizer Stimmbürger tatsäch-
lich Vorteile? In Tat und Wahrheit
ist dies zu verneinen. Die Men-
schen wissen immer weniger, wel-
ches Recht, welche Gesetze nun ei-
gentlich gelten, kommt noch hin-
zu, dass in unserem eigenen Land
von linker richterlicher Seite her
versucht wird, ausländisches Recht
und Brauchtum aufgrund von all-
zu milden Urteilen zu berücksich-
tigen. Das Bundesgericht ist neben
den Kantonalen Gerichten die
höchste richterliche Instanz; sol-
len sich die neu ins Leben zu ru-
fenden Verfassungsrichter in einer
Art Beschäftigungstherapie mit
den Bundesrichtern anlegen? Ab-
schliessende Urteile dürften dann
noch viel mehr Zeit beanspruchen.
Die Sehnsucht nach einem Verfas-
sungsgericht – wie in Deutschland
– ist ein altes SP-Anliegen und
würde vor allem eines bringen:
Rechtsunsicherheit, deshalb ein
klares Nein!

Marcus Stoercklé jun., Basel

Bankier-Verschwörung
Occupy hat eindeutig den Nerv der
Zeit getroffen, da die Finanzen uns
alle betreffen. Doch ist es nicht so,
dass wir Bürger noch sehr wenig
darüber wissen, wie es wirklich um
unsere Finanzen steht? Wie kam es
überhaupt zur bedenklichen Macht
der Banken? Dazu ein kleiner ge-
schichtlicher Exkurs. Anlässlich
der Gründung der internationalen
Bankenallianz 1913 in Paris wurde
folgende Erklärung verlautbart:
«Die Stunde hat geschlagen für die
Hochfinanz, öffentlich ihre Geset-
ze für die Welt zu diktieren, wie sie
es bisher im Verborgenen getan
hat… Die Hochfinanz ist berufen,
die Nachfolge der Kaiserreiche und
Königtümer anzutreten, mit einer
Autorität, die sich nicht nur über
ein Land, sondern über den gesam-

ten Erdball erstreckt.» Nicht zufäl-
lig ereignete sich am 24. Oktober
1929 der «Schwarze Donnerstag»,
in Folge dieses grossen Crashs
wurde das Geld aus den Händen
von Vielen für den Profit einiger
Weniger umgeschichtet. Das
 heisst, dass die Geldverleiher für
ihre wertlosen Papiere von ihren
zahlungsunfähigen Schuldnern
Edelmetalle, Liegenschaften und
Land erhielten. Dieses Szenario
scheint sich vor unseren Augen zu
wiederholen, nur wird es sich dies-
mal noch viel schlimmer ausge-
stalten, da sich die Hochfinanz
zum Ziel gesetzt hat, uns alle zu
enteignen. Wie lange wollen wir
diesem Banken-Weltbetrug noch
huldigen?

Martin Bracher, Büsserach

Sie können das besser!
Der charmante Fernsehspot einer
gesundheitsapostolischen Bundes-
einrichtung präsentierte eine fülli-
ge Frau mit Zigarette in der einen
und Pizza in der anderen Hand.
Der Ansager vermeldete sogleich
in mahnendem Unterton: «Sie
können das besser!» Der Zuschau-
er wähnte sich dabei ins frühe, ver-
gangene Jahrhundert zurückver-
setzt, als im Zirkus die «Dame oh-
ne Unterleib» und «Liliputaner»
vorgeführt wurden.
Spitäler verweisen bereits Tabak-
konsumenten bei Minusgraden zy-
nisch «ins Freie», obwohl sich Per-
sonen mit Infusionsleitungen
nicht adäquat für die Kälte einklei-
den können. Wird die nachfolgen-
de Lungenentzündung duch das
Klinikum ebenso zuvorkommend
behandelt wie der rauchende Pa-
tient, dürfen Betroffene anstelle ei-
ner Heilstätte gleich den Friedhof
aufsuchen. In absehbarer Zukunft
könnten auch Automobilisten,

Kirchgänger, Fleischkonsumenten
und andere «Nicht-Umdenkwilli-
ge» vergleichbare Liebenswürdig-
keiten erfahren.
Verantwortlich für diese Entwick-
lung ist grossmehrheitlich jenes
Lager von Beamten und Politikern,
deren xenophile Herzen unermüd-
lich für Toleranz und Menschlich-
keit zu pochen vorgeben. Doch der
Geist ihres hehren Vorbildes J.S.
schimmert ein wenig durch. Auch
dieser Despot ergriff Partei für Un-
terprivilegierte, verkündete ihnen
was sie hören wollten und tyranni-
sierte das Volk nach seiner Macht-
 ergreifung. Sein Unterdrückungs-
staat mit entwürdigten Menschen
wird so lange Nachahmungstäter
finden, bis wir endlich begreifen,
dass Trug und Täuschung inner-
halb der Politik längst akademi-
sches Niveau entwickelt haben. –
Ja, wir sollten es besser können.

Harry Burger

Leserbriefe

Am 1. März 2012 – Ja zur Initiative «Schluss mit uferlosem Bau von Zweitwohnungen!»
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Berichtsentwurf des Bundesrats
zuhanden der Bundesversamm-
lung über die Zukunft der 2. Säule.

Zur Zukunft der 2. Säule nehme
ich wie folgt Stellung:

Rentenkürzungen über AHV/IV
kompensieren!
Der Bund muss über die AHV/IV-
Renten gewährleisten, welche den
Existenzbedarf angemessen de k-
ken (Art. 112 Abs. 2 b. BV). Das ist
heute für viele KleinrentnerInnen,
insbesondere solche, welche in
teuren Wohngegenden wohnen,
nicht mehr der Fall. Deshalb müs-
sen Bund und Kantone heute ver-
mehrt Ergänzungsleistungen aus-
richten (Art. 112a BV). Die AHV/IV
wird im Umlageverfahren finan-
ziert. Zudem kann der Bund bis
zur Hälfte für die AHV/IV-Ausga-

Die Zukunft der 2. Säule

Bist Du gegen die Einwanderung, Übervölkerung und Überfremdung? Hast Du schon Unterschriften gesammelt
für die SD-Volksinitiative für eine  Stabilisierung der Gesamtbevölkerung – Ausländerabbau?

Sammle jetzt oder verteile Bögen in deinem Dorf oder deiner Stadt!
Unter www.schweizer-demokraten.ch kannst Du die Bögen runterladen. Du kannst aber auch einfach anrufen und gratis
 Bogen bestellen unter der Telefonnummer 031 974 20 10.

Das Testament – Die letztwillige Verfügung
Liebe Mitglieder, Gönner und Sympathisanten

Wie andere Vereine und Parteien auch, sind wir auf grössere
 Zuwendungen lebensnotwendig angewiesen. Spenden helfen uns
weiter! Aber leider reichen diese nicht aus, um unseren Finanzbe-
darf zu decken. Wir gehen sehr sparsam und sorgfältig mit dem
 gespendeten Geld um. Ausser drei Personen (dem vollamtlich an-
gestellten Zentralsekretär und zwei Leuten, welche nebenberuf-
lich wichtige Arbeiten für uns erledigen) bezieht niemand bei uns
Geld. Auch beispielsweise der Zentralpräsident und die Kantonal-
präsidenten arbeiten bei uns ehrenamtlich. Nur so können wir
 unseren politischen Kampf überhaupt weiterführen.

Uns helfen auch Beträge, welche aus testamentarischen Ver -
fügungen kommen. Überlegen Sie sich deshalb, ob Sie uns auf
diesem  Wege unterstützen können! Sie helfen so uns als Partei –
aber vor  allem tun Sie damit etwas für Volk und Heimat! 
Sie  leisten also  Hilfe für einen guten Zweck, eine gute Sache.

Deshalb: Haben Sie also auch schon daran gedacht, die SCHWEI-
ZER DEMOKRATEN in Ihrem Testament zu berücksichtigen?

Haben Sie Fragen über Formalitäten und Abfassung?

Unser Zentralsekretariat berät Sie gerne kostenlos:
Schweizer Demokraten SD
Postfach 8116, 3001 Bern
Telefon 031 974 20 10, Telefax 031 974 20 11
schweizer-demokraten@bluewin.ch
Sie können sich aber auch an den Zentralpräsidenten wenden: 
Rudolf  Keller, Adlerfeldstrasse 29, 4402 Frenkendorf,
rudolf.keller@ bluewin.ch

Aufgepasst
Als Mitglied der Schweizer Demo-
kraten (SD) bekommen Sie jeweils
zwei Rechnungen: Anfang Jahr er-
halten Sie eine Rechnung für das
Jahresabonnement der Zeitung
von Fr. 45.–. Dieser Betrag wird
immer der Zentralkasse gutge-
schrieben. Zwischen März und
 Juni des laufenden Jahres folgt
dann die Verrechnung des Mitglie-
derbeitrags (meistens Fr. 50.–).
Dieser Betrag wird der Kasse Ihrer
kommunalen oder kantonalen
Sektion (je nach Kanton auch die
Zentralkasse) gutgeschrieben.
Beide Rechnungen werden einmal
pro Jahr zugestellt.

Adressänderungen
Die Post sendet nach Ablauf der
Nachsendefrist das an Sie adres-
sierte Exemplar der Zeitung
«Schweizer Demokrat» zurück
und meldet uns Ihre neue Adresse
nicht mehr.
Bitte melden Sie daher Ihre allfäl-
ligen Adressänderungen frühzei-
tig an SD, Postfach 8116, 3001
Bern, E-Post: schweizer-demokra-
ten@bluewin.ch
Sie sichern sich damit den lücken-
losen Empfang Ihrer Zeitung.

SD-Redaktion

ben aufkommen (Art. 112 Abs. 4
BV). Damit ist die AHV/IV nur in ei-
nem geringen Masse von der Ent-
wicklung der Finanzmärkte abhän-
gig, ganz im Gegensatz zur berufli-
chen Vorsorge, die heute und si-
cher auch in naher Zukunft mit
sehr tiefen Kapitalerträgen kon-
frontiert ist. Deshalb ist es unver-
ständlich, warum der Bundesrat in
seinem Berichtsentwurf über die
Zukunft der 2. Säule nicht stärker
auf die Substitution von Rentenan-
sprüchen an die 2. Säule durch hö-
here AHV/IV-Renten eingeht.
Die Probleme und Mängel der 
2. Säule werden im Bericht umfas-
send dargestellt: Komplexität, An-
lagerisiken, Unterdeckung, Rent-
nerkassen, Mindestumwandlungs-
satz, Mindestzinssatz, technischer
Zinssatz, Transparenz, Vermögens-
verwaltungskosten usw.
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Um im Rentenalter die Fortset-
zung der gewohnten Lebenshal-
tung in angemessener Weise si-
cherzustellen (Art. 113 Abs. 2 a. BV),
ist, zumindest für die Kleinverdie-
nerInnen, der Ausbau der AHV/IV
besser geeignet als die zusätzliche
Alimentierung der 2. Säule, da er
effizienter und unabhängig von Fi-
nanzmarktturbulenzen ist. Durch
die variable Beteiligung des Bun-
des an den AHV/IV-Ausgaben könn-
ten auch Finanzierungsprobleme
der Renten fle xibler gelöst werden.
Deshalb erstaunt es, warum der
Berichtsentwurf des Bundesrats
sämtliche Details von Sanierungs-
massnahmen der 2. Säule ausbrei-
tet, naheliegende Lösungen über
die 1. Säule aber nur am Rande
 erwähnt (Kapitel 9.4.3.2 Lösungs -
ansatz C.1 Ausgleich über die 
1. Säule, S. 99ff.). Es fehlt die
grundsätzliche Auseinanderset-
zung mit diesem Thema!
Die Bedeutung der 2. Säule ist in

der Schweiz zu hoch. Sie muss effi-
zienter gemacht werden (Fusionen
von Pensionskassen, Senkung der
Vermögensverwaltungskosten). Zu-
 dem sollen die Renten der 2. Säule
den erzielbaren Finanzerträgen
des Kapitalmarkts angepasst wer-
den und zwar ohne Beitragserhö-
hungen, Senkung des BVG-Koor -
dinationsabzugs oder Erhöhung
des ordentlichen Rücktrittsalters.
Im Gegenzug soll die 1. Säule
(AHV/IV), nicht nur für eine Über-
gangszeit, für die KleinrentnerIn-
nen ausgebaut werden.
P.S.: Kein Thema ist im Berichts-
entwurf die Vertretungsmacht der
Vorsorgeeinrichtungen an den Ge-
neralversammlungen der Aktien-
gesellschaften. Gerade sie könnten
Druck auf die übermässigen Ent-
schädigungen von Management
und Verwaltung der Aktiengesell-
schaften ausüben.

Alex Schneider, Küttigen




